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Der Streit um die Miete
von Rechtsanwalt  Volker Lempp

Schwacke-Liste oder FraunhofenMarktpreisspiegel? ln die Frage, wie teuer ein Mietwagen nach einem

lJnfall sein darf, ist wieder Bewegung gekommen, seit das bis dahin verkehrsrechtlich nicht besonders

in Erscheinung getretene Fraunhofer lnstitut für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) im Vorjahr

eine umfangreiche Erhebung von Mietwagenpreisen vorgenommen und seine Ergebnisse publik

gemacht hat (s. Buchbesprechung von RA Dirk Buller Bochum, in NZV 2009, 175).

Da Auftraggeber der Fraunhofer-Studie eingestandener-
malSen der (icsamtverband der l)cutschen Vcrsiche-

rungswirtschaft e.V. (GDV) war, kann es nicht

vcrwundcrn, dass dic Versicherungswirtschaft an den Er-
gobnissen nichts auszusctzen land und die KH-Versicherer
nicht zögerten, sie in anhängige Gerichtsverfahren als de-
tinit ivc Schätzgrundlage oinzuführen, bci glcichzeitiger

Disqualifikation des schon lange bemäkelten, von den (ie-

richtcn bis hin zum BGH jcdoch unbeanstandet geblicbc-

nen Schwacke-Mietspiegels. Die dadurch entstandene
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Situation ist im Kfz-Schadensrecht hinreichend vertraut:
I)ic Instanzgerichtc schlagcn sich mal auf dic eine, mal auf

die anderc Scite, wobei cs auch innerhalb desselben Ge-

richts durchaus zu unterschiedlichen Entscheidungcn
kommen kann. Auch im Schrilttum findet sich Positives zu

Fraunhofer, wobei allerdings die kritischen Stimmen zu

überwiegcn schcinen. Immcrhin habcn die Vcrsicherun-
gen ein Etappenziel erreicht und die Szene ,,aufgemischt".
Es zahlt sich schon aus, wenn man in der Korrespondcnz

mit den Geschädigten einige tlrtcile von Oberlandesge-
richten anführen kann, die die eigene Auffassung stützen.

Schlielllich gcht ja nicht jedcr glcich zum Anwalt.

Wieder ein Rechts-Streit, der dcm juristisch unverbilde-
tcn Geschädigtcn cincs Verkchrsunfalls kaum zu vcrmit-

teln ist: Er gerät unverschuldet in eine Notsituation, die
ihn dazu zwingt, sich durch Anmictung eincs Fahrzeugs
möglichst schnell wieder mobil zu machen. Weder trägt er

die Schwacke-Liste unter dem linken. noch die Fraunho-
I'er-Studic untcr dem rcchten Arm und das Intcrnet ist ihm

unmittelbar nach dem l-lnfall möglicherweise auch nicht
zugänglich. Er ist also nicht in dcr Lagc, umständlich
Marktforschung zu betrciben und die ihm in der konkre-
tcn Situation zugänglichen Mietwagenangebote auf ihre

Marktgerechtigkcit zu prüt'en. So sinnvoll und notwendig
eine Kostenbegrenzung auf diesem Sektor ist, so wenig
darf der (ieschädigtc überfordcrt werden, indem man an

seine Schadenminderungspllicht unrealistische Anforde-
rungcn stellt..Iede Erhcbung muss also letztl ich daran ge-

messen werden, inwieweit sit: das Marktgeschehen korrekt
abbildet, in dessen Rahmen der Geschädigte seine Ent-
schcidung übcr dic Anmietung cincs Ersatzfährzeuges zu
treffen hat.

Ohnehin sind die Anforderungen, dic dic Rechtsprcchung
an die Sorgfalt des Geschädigten bei der Inanspruch-
nahme eines Mictwagcns stellt, crheblich. Er darf
srundsätzlich nur zu cinem Normal- odcr Durch-
schnittstarif anmieten. sich also insbesondere nicht
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ohne Not auf einen höheren ,,Unfallersatztarif" einlassen
oder sich zur Übernahme von Nebenkosten,z.B. für die
Ausrüstung mit Winterbereifung, verpflichten. Weicht er
hiervon ab, trägt er die volle Beweislast dafür, dass die
Mehrkosten im Hinblick auf die vertraglich vereinbarten
Leistungen des Vermieters gerechtfertigt waren oder be-
sondere Umstände, etwa der Zeitpunkt oder der Ort des
Unfalls, ihm gar keine andere Wahl ließen, als die Forde-
rungen desVermieters zu akzeptieren. Kann ihm gar nach-
gewiesen werden, dass ihm ein ,,Normaltarif" ohne Weite-
res zugänglich war, bleibt er auf seinem höheren Aufuand
sitzen, ohne dass es überhaupt auf die Frage der Ange-
messenheit der berechneten höheren Beträge ankäme
(BGH, r + s 2008,485 m.Anm. RA Jochen Metz, Köln).

Vor diesem Hintergrund hat die Suche nach einer brauch-
baren Schätzgrundlage für die Ermittlung des vom Ge-
schädigten stets in Betracht zu ziehenden Normaltarifs
eine eminente Bedeutung, die sich nicht zuletzt in einer
Flut einschlägiger Prozesse niederschlägt. Zahlen, dic das
Prädikat ,,objektiv" für sich in Anspruch nehmen kÖnn-
ten, gibt es nicht. Bei beiden jetzt so streitig diskutierten
Erhebungen wird man das Gefühl nicht los, dass man letzt-
lich den Bock zum Gärtner gemacht hat und diejenigen,
die unmittelbar vom Ergebnis der Studie profiticren, dar-
auf einen maßgeblichen Einfluss hatten.

Bei Fraunhofer liegt dies auf der Hand. Es gibt bereits eine
ganze Reihe von Gerichtsentscheidungen, die die Brauch-
barkeit der Studie vor allem mit dem Argument infrage
stellen, dass die Deutsche Versicherungswirtschaft als
Auftraggeber fungierte. So formuliert das Amtsgericht
Aachen in seinem Urteil vom 04.03.2009 (110 C 338/08)
unmissverständlich:,,Der Marktpreisspiegel des Fraunho-
fer Instituts ist im Auftrag der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft erstellt worden, so dass nicht auszuschlielSen ist,
dass die Gutachter einseitig eigene Interessen der Auf-
traggeberin berücksichtigt haben ... Bei dieser Sachlagc
besteht keine hinreichende Zuverlässigkeit über die Rich-
tigkeit des Automietpreisspiegels des Fraunhofer Instituts
als repräsentative Grundlage zur Ermittlung der Preise
des örtlichen Marktes."

Es erstaunt, dass einige Gerichte und Kommentatoren die-
sen auf der Hand liegenden Bedenken kaum Bedeutung
zu geben scheinen und in der Fraunhofer-Erhebung gar
die Lösung aller Probleme im Zusammenhang mit den
Mietwagentarifen begrüßen.Ausgerechnet in der ZfS, der
Rechtszeitschrift des Deutschen Anwaltvereins, fand sich
in der Januar-Ausgabe 2009 eine Beerdigung erster Klasse
für die Schwacke-Liste (,,... als Schätzgrundlage ungeeig-
net") verbunden mit dem Lobpreis der Erkenntnisse von
Fraunhofer, die nicht nur alles ,,geändert" hätten, sondern
zur Hoffnung auf eine ,,endgültige Lösung dieser Streit-
frage" berechtigen würden.Wenn man dann im ,,Kleinge-

druckten" liest, dass der Kollege Eric Lüthe aus Köln Mit-
arbeiter der Generali Deutschland Schadenmanagement
GmbH, Abteilung Prozess/Regress ist, kommt Verstim-
mung auf. Um diese zu beseitigen, hat dann erfreulicher-
weise die Kollegin Jana Braun aus Rostock in der April-
Ausgabe der ZfS den fatalen Eindruck korrigiert, Rechts-
anwälte würden es an kritischem Bewusstsein gegenüber
den Auswüchsen versicherungsrechtlichen Schadenma-
nagements fehlen lassen. Mit vornehmer Zückhaltung
werden die Ausführungen des Kollegen Lüthe als ,,einsei-
tig" bezeichnet und die wesentlichen Kritikpunkte an der
Fraunhofer-Studie klar herausgearbeitet. Ihr Resümee:

,,In der Vergangenheit hatte sich der Schwacke-AMP in
der Rechtsprechung bereits als geeignete Schätzgrundlage
durchgesetzt. Es mag Kritik an dieser Erhebung geben.
Die Instanzgerichte, mit wenigen vereinzelten Ausnah-
men, haben jedoch im Interesse einer einheitlichen Recht-
sprechung bisher an der Verwendung des AMP aus-
drücklich festgehalten. Auch die Studie des Fraunhofer In-
stituts hat daran nichts geändert" (Z;f52009,1'81).

Wenn man den veröffentlichten Urteilen zum Thema und
den einschlägigen Übersichten im Internet (2.8. www.cap
tainftruk.de/urteile) glauben darf, lässt sich bislang jeden-

falls kein generellerTiend zur Abwehr von Schwacke aus-
machen, zumal sich auch der BGH bedeckt hält. Offenbar
ist der in der Tät bedenkliche Umstand, dass die Schwacke-
Liste auf der Grundlage einer schlichten Preisabftage bei
den Autovermietern erstellt wird, diesen damit die Mög-
lichkeit gegeben ist, in Kenntnis des Zwecks der Abfrage
das Preisniveau selbst maßgeblich mitzubestimmen, nicht
ausreichend, dafür ab sofort die keineswegs geringeren
Mängel der Fraunhofer-Studie in Kauf zu nehmen.

Diese Mängel wurden im Schrifttum schon wiederholt
dargestellt, am besten vielleicht in dem kenntnisreichen
Beitrag von Otting in der Dezember-Ausgabe der SVR
vom vergangenen Jahr. Otting räumt den unbestreitbaren
Vorzug der Fraunhofer-Studie, ausschließlich auf ,,ver-
deckten" Recherchen im Internet oder per Telefonabfrage
zu basieren, ein, hält dem aber entgegen, dass jedenfalls

die große Mehrzahl der ermittelten Werte ausschließlich
von den ,,Big 6" der Branche (Avis, Budget, Enterprise,
Europcar, Hertz und Sixt) stammen, der gesamte Mittel-
stand einschließlich der vermietenden Werkstätten dage-
gen ausgeklammert wurde. Er leitet daraus die Vermutung
ab, dass im Sinne einer ergebnisorientierten Betrachtung
die Preise der Mittelständler bewusst aus der Ermittlung
herausgehalten werden sollten. Dies erscheint vor allem
deshalb fatal, weil in der konkreten Unfallsituation das In-
ternet dem Geschädigten häufig gar nicht zur Verfügung
stehen wird und deshalb eine derart Internet-lastige Stu-
die wie die von Fraunhofer zumindest derzeit an der Rea-
lität, wie sie dem Geschädigten durch den Unfall
aufgedrängt wird, vorbeigeht.
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l l ic Zahlcn. dic l lraul in ihrcm bercits crwähntcn ZfS-

Aufsatz ncnnt. vcrdcutl ichcn dic unlerschicdiichc IJand-

trreitc und diuri l dic stit l istischc Aussagckral' l  r lcr bcitjcn

irrhchungcn: 6 bclragtcn hundi:sweit agicrcnden Mietwa-

gcnlir:ntctr bci {rraunltt 'r[ 'ct ' slchcn tl.7(X) arrl Malkt trrrs;is-

sigc Mictwagenlirmcn bei Schwaekc gegcnübct', dic auclr

k lc inc und rn i l tc lgnr i .Je I ln tcrnchntcn bc i t l l ta l tcn.  F l i lun-

hol'cr wcrtct tt6.?lJ"-l Ncnnultgct.t (daruntcr ,|4.'1{i"l von ein

und dcrnscll;en Verrniclcr) aus, Schwack* da;ieilcn tl Mil-

l iuncn. l l inzukoninrt, i lass Sclrwackc ntit drcislcll i tr lctt Post-

lci lzahlenhcrcichen artreitct, I iaunhofer dagegcn nur cin-

bis zwcistcll igc Posllcitzi lhlcrthcrcic:itc aulwc:ist. Otting gibt

zu Rccht zu bcdenkcn. dass sich Fraunholi:r elarnit gcgcn

dic IXiH-Rcchtsprcchung stcllt" rr ' 'ctnacit dcr (icschlidigtc

cbcn nicht in tlcn nächstgelege trtrrt gt' irLSclun Slütltclt alt-

miclen muss. ,,Iltrcrangeborshedingte llr*isc in dcn Städ-

lcn vcrschlo icrn s i l  d ic  l ' rc isc in  ( ic t r ic tcn rn i t  ausge w,r -

gcnem oder gar knüppcm Angebot." l,aut {)tt ittg wcrden

slr dic Wirtschaftsrüumc unil Mürktc ri ichl in dct" nolwcn-

digcn (icnauigkeit abgr:bilclct. wohci cr sictt üuch aul mhl-

rciche. von ihm mit Akle nzcichcn zilierle { lrtcile hoziehen

kann. tl ic t l ic Frnunhol'elr-l, istc p,cradc untcr dctn Aspckl

r-lcr l chlenrlcn Region alisicrnn g üls un kiugl it:h a n schen.

[::rst rocht l i"agwürclig wcrdeu dic l]r itunholer.|ärite durch

den LJmstand, dass keine Netlenkosten eirrkalkulicrt sintl,

die doch or{ahrungsgcmüß dcn vom (ieschädigten r-'u r 'att-

lcndcn Lindprr-ris erhcblich vorteuorll. In clcr koukreten

Änmietsituation könncn sich dadurch deutliche Diskre-

panzon zwischcn [i 'rau nho I er-Wc'rt und dcm la1sächlichcn

Angebot eines bulragten Mietwagcnunternchmers crgo-

ben.  woraui  lJraun unlcr  l lezugnahme äuf  c in ( iu lac:h lcr t

von lte htrerg hinweisl ( 'LfS 20tiq,186). I)crall igc Ncbctt-

koste n können entslehen durch Mocialitaten der An- und

Atrholurrg, Lixlras hci r"lt-:r Ausrüstttttg odcr dic Kaskuvcr-

sicherung (Hohe dcr SelbstbcteiligungJ' lm Rahmen rler

dem (icricht oblieg,cndcn Schätzung gem. $ 27lt ZPO wird

der Ge schädigtc insuwcil konkrct, bezugun ilut' seinc I in-

I 'allsituation, vorzutragsn hahen, wcnn clie Erir*bung vtin

Flaunholbr külit ig maLigcblich sein soIIlc.

Es ist intcressant, vor diesem Hintcrgrund dic voriicgcn-

dcn tlr-te i lc vlrn ()berlandcsgulichtcn zu tlclcr"rchtcn, dic

ihren If n tschi:i dun gen tlie M ark tun tcrsuchung rtrcs Fraun -

holcr'-Ittstituls zugrundc lcgcri. Das ()L(i Miirtchcn sJrricltt

sich kurz uncl bündig dcshalb l 'ür Fraunholcr aus. wcil dit:

anonym durchgetühl tc  l lc t ragung dcr  , . rca lcn Anmict -

situal-ion" nahc kontnrc itnd. ;utdcrs als hci Schwackc, dic

befr:rgtcn Firmcn nichts vom Zweck ricr i irhebung gt;-

wusst hiittcn (t )rtci l vorn ?5.07.08, r '+ s 2001{, 439)' Auf dic

in dcn lctztcn Monatcn vcrsti irkl diskuticrtcn Schwauh-

punktc bci Irraunholer wilt l  mit kcincm Wttrl cingcganger].

I)asselhc Argument war auch li ir clas (lL(i Kirln aus-

schlaggchend (tjrteil vrxrr 1f1.1f.1.08. r+s 2ii08,52S). Tücth,r-

ri isuh sci ltaunholbr Schwackc ,,nich! untcrlcgcn". sondcrn

irictc ,.ctrcl Vorluilc". Ergi:bnis: f)cr Scii;rt lcgtc dic ltrraun-

hofcr,\Ä/crtc ohnrr wcitcrc l irrl i tt lung dulclt cinclt Sach-

vcrstän itrigcn :rls,,clic orlsül:lichen Normaltariic" zugr unde.

ohnc sich r.l i lvon it 'r i t icron zll lasscn, t lass dir: Wcr'lc gogon-

üircr dcr Sr:hwackc-l., islc,,ciurchgchcnd nicdrigcr"' warcn'

Das'lhiir ingr:r ' ()I"( j st:hlicl"l l ich lchnt dic Schwackc-I-istu

201)6 als Schiitzgrundlagc rundhcrum ah und hczicht sich

chcnfalls auf Früunhofcr als t: inr:r vcrlässlichcrcn wcil

i lnonvnrcrl unri ohtte l lcknnntgalltr rics Zwccks crft l lgtcn

Abl lage (LJr t* i l  vom 27.1 i .08. I {ZV 20{ i9,  l lJ l ) .

l )cn l )urchbruch hahcn d ie Vcrrs ichcrung,on mi l  d icsct t
(-tLG-t-lr leilcn nLrch nichl gesc:haiit" I l ies zeigt etwa die
j t ingstc I ' r .n lwi rk lung in dcr  l {echtsprechung dcs ( ) l - ( i

Kilhi. Dur 24" SunaL sicht kcinc I lbcrh:ge nhcit von l ' ir i tun-

hofer är.lfgrunri anonyrner Erhehung und hatte keinc

durchgrcil"cndcn llcdcn kcn gügcn cinu Schülzung rni ltcls

Schwacke {LJrteit vom 03.{}3.0t) - 24 11 6/0li)" Zuvor hatte

;rur:h clcr 2. Scnat Krit ik an dcr Schwacke-l, istc zwar cr-

wähnt, jcelclch nicht für erhcblicl i ange sehcn, jerlcnfalls

nicht in dem konkrel 7u enlscheidenden lrall. In seincr fJr-

tcilstre gri indung vrlrlr 11 .02.08 (2 t J 102/0lt) zit icrt e r eine rr

I l inweisheschluss ries ?4" Zivilse nats wic foigt;

,,lr'lach dcr gcl"cstigtcn ltccltl sprcch un g r"lcs Il undcsgcrichts-

hol'es kann tlcr Gcschädigtc vorn Schädigcr und dcsscn llall-

ptl ichtvcrsichore l von mchrclen aul'dcm (irt l ich rcicvantcn

Mark t *' niclr t. allcin 1ür: [Jnl allgcschücligtc * crhä ltlichcn'l tt -

l i fcn tür dic Anmictungl cincs vcrglcichbarcn F.rsatzfahr-

zcugs gt'undslitzl ich nut dcn Ersalz clcs günstigcrcn

Mi*tprcises verlangcn (B(lH, NJW 2{.}i.}6, 1506. 210?, 2621 ;
2(n)7.275fi" 3782.291"51 NJW-l{R 200u, 470, {r89; NJW 2008'

1"519)" tlcm lblgcnd hat clas l .andgcricht seincr Entscbcidung

rlcn jcwciligcn Norrnaltarif zugrundc gclcgt. I)ass dicscr dcrn

sogcttanntcll Moclus dcr Schwacko-l-is1c ",Aut(rl l t ictprcis-
spiegel 2006" cntnommcn worden ist, hält dcr $enat für

unhcclcn klie:ir. I)c r. I1 uttdcsgorichtshof hat'uvicdcr htl l t cnt-

schicdcrt" r.lass in Ausübung clcs t.atrichtcrlichcn I'lrrncsscns

nach $ 78't 7,1't-J dcr ,,Nttrnraharif'" aul'tler (irundlagc dcs

gluwichtetcn lVlittels dcs,,schwackc-Mictprcisspicgcls" irrt

PostLrilzahlengcbiet des Gcscliädigtcn crmittelt wcrdcn

kann {f}(i l  l , NJW 2{)i1tu, 2l0tr; 2007, 1 174,7693.2758.2916,

l7lJ2:200f1. 1"519:cbcnso OL(i Kii ln - 19" Zivilscnat * NZV

2007. l{ jtJ; ()1.{i Kil ln * 1"5. Zivilsenat - SP 2008,220; OL(i

Karlsluhc" VcrsR ?tX)8. 92; SI' 2008. 218; ()1.(i l larnm, SI'

200,9,22();L(i Riclclcld, N.IW 20n8, 1601;vlg. auch Vuia ItilJW

2(X)8,2369.2362). t)crn schlicLlt sich dtrr Scnat att!

l ' l in weit*rcr II in$,eistrescirluss des !1. Senats des {)1,{i

K i i ln  (  l3  t l  (109)  ge ht  in  c l iusc lbc ld ic l r tung:  Schwackc sc i

einc tauglichc Schätzungsgrunrllagc. Irraunilolcr dagcgcn

nicht. Auischlr,igc auI'dcn 
-lhri l 'scicn 

irn IJbligcn g,erccht-

lcrtigl. da bci dcr Vcrmiclung nach cincm Vcrkclirsunfall

Mc hrlcistun gcn lvpi schcrrveisc notwenclig sc ic ir.
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I RECHTSPRECHUNG

Damit steht zunächst fest, dass sich der Geschädigte nicht
mit Kürzungen nach der Fraunhofer-Studie abspeisen las-
sen sollte, auch wenn die gegnerische Vcrsicherung mit Zi-
taten aus OlG-Urteilen aufwartet. Er hat nach wie vor
gute Chancen, die Angemessenheit dcs von ihm verein-
barten Mietwagentarifs im konkreten Fall darzutun und

Kürzungen unter Hinweis auf die ,,Schwacke-Liste" zu be-
gegnen, Ob es sinnvoll ist, im Unfallgeschäft derart kon-
träre Positionen zulasten der Geschädigten aufzubauen
und die Gerichtsbarkeit mit einer Flut von Streitigkeiten
über ver"gleichsweise unbedeutende Schadenpositionen zu
belasten, ist eine ganz andere Frage.

Restwertgutachten

Aus den Gründen:

a) Die Revision wendet sich nicht gegen die ihr günstige
Auffassung des Berufungsgerichts, dass die Kl. in den
Schutzbereich des zwischen den Bekl. und der Geschä-
digten abgeschlossenen Vertrags einbezogen ist und Scha-
densersatz beanspruchen kann, wenn die Ilekl.
vertragliche Pflichten vefletzt haben, die auch zu Gunsten
der Kl. bestehen. Dies entspricht auch allgemeiner Rechts-
auffassung (BGH'Z 138,25'7 ,260 tf.; Urteil vom 17. 1 0.2000,
VersR 2001,468 und vom 09.07.2002,NJW-RR 2002,1528
unter I. 3. b);OLG Köln, VersR 2004,1.145; OLG Mün-
chen, r+s t9 90, 27 3, 27 4 ; PalandVHeinrichs, B G-8, 68. Aull.,
$ 328 Rdn. 34; Steifen, DAR 1997, 297,298: Huber, DAR
2002,385,393).

b) Der Auffassung der Revision, dass dic Schadensschät-
zung mangelhaft sei, weil die Bekl. sich bci der Ermittlung
des vom Wiederbeschaffungswert abzurechnenden Rest-
werts auf drei Angebote des regional zugünglichcn Mark-
tes gestützt und nicht die Angebote des sogenannten
,,Internetmarkts" berücksichtigt haben, ist nicht zu folgcn.
Die Bekl. hatten ihrem Auftrag entsprechend denjcnigcn
Restwert zu ermitteln, der auf dem regional zugänglichen
allgemeinen Markt für das unfallbcschädigtc Kfz zu er-
zielen war.

aa) Auch wenn dcr Sachverständigc wciß, dass im Rcgcl-
fall das Gutachten als Grundlage der Schadensregulierung
dient und Auswirkungen für den Haftpflichtversicherer
haben kann, reichen die Rechte des in die Schutzwirkung
des Vertrages einbezogenen Dritten nicht weiter als die

Urteil des BGH vom 13.07.09 - VIZR 205/08 -

Der vom Geschädigten mit der Schadensschätzung beauftragte Sachverständige
hat bei der Ermittlung des Fahrzeugrestwerts grundsätzlich nur solche

Angebote etnzubeziehen, die auch sein Auftraggeber berück-

des Vertragspartners selbst. Maßgebend ist dafür der In-
halt des Vertrags des Geschädigten mit dem Sachverstän-
digen. Beauftragt der Geschädigte - wie im Strcitfall - den
Ciutachter mit der Schadensschätzung zum Zwecke der
Schadensregulierung, hat der Sachverständige das Gut-
achten unter llerücksichtigung der geltenden Rspr. zum
Schadensers atzbei Ktz-tjnfällen zu erstellen. Zu weiteren
Erhebungen und Berechnungen ist der Sachverständige
auch nicht im Interessc des Haftpflichtvcrsicherers des
Unf'allgegners verpllichtet.

bb) Nach gefestigler Rspr. des erkennenden Senats ist bei
der Beschädigung eines Fahrzeugs, wenn der Geschädigte
gem. $ 249 Abs.2 Satz 1 BGB die Schadensbehebung
selbst in die Hand nimmt, der zur (Wiederherstellung er-
forderliche Aufwand nach der besonderen Situation zu be-
messen, in der sich der Geschädigte befindet. Es ist also
Rücksicht auf seine individuellen Erkenntnis- und Ein-
flussmöglichkeiten sowie auf dic möglichcrwcise gerade
für ihn bestehenden Schwierigkeiten zu nehmcn (vgl.
Senat, BGHZ 66,239,245,248 f.:143,189, 193 tf,;163,362,
36-5 f{. = DAR 2005,611;BGHZ 11L,281 ,290 fl. = DAR
2001 ,325 m. Anm. Poppe;Urteile vom 21.01.1992 = DAR
1992,172: vom 06.04.1993 = DAR 1993,251 und vom
10.07.2007 = DAR 20A7,634). Diese subjektbezogene
Schadensbetrachtung gilt auch für die Frage, in welcher
Höhe dem Geschädigten im Hinblick auf die ihm in seiner
individuellen Lage mögliche und zumutbare Verwertung
seines Unfallfahrzeugs ein Schaden entstanden ist. Hat er
das Fahrzeug der ihm vertrauten Vertragswerkstatt oder
einem angesehenen Gebrauchtwasenhändler bei dem Er-
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werb cinds i:lrsatzrvagcns in Zahlung gcgcbcn, so kann dcr
Sch?ii l i51cr gcgcniihc:r i icrcn Ankaufsangcbot. nicht auf cin
höhcrcs Angctrot vcrrvciscn^ das vorn (icschlir. i igtcn nur
aul einem Scndcrmarkl, ctwa dur:ch trinschi,rl lung spezia-
Iisiorlcr' l{cstwcrl.aufküuf'cr übcl das Intcrnct. zu crziclcrr
wärc. Ande rnlalls wür-dc dic ricm (:icscli;idigtcn nach $ ?41J
Abs. ? Satz I IIGI':I zustclrcnde llrsctzungshclutrlnis unLcr
laule n.

cc) I)as gilt auch f ür dic l lcguti ichtung elurch ejie von elor
(icschädigtcn uingcschalteten Sachvcrslrüdigen, r"l ie irn
Streit lall mit Recht aul denjenigcn Kaulirrcis abgestell l
hahcn. clc:r aul' r lcm lür dic (icsch;ictriglc allg,crmerin zu-
gänglichen regionalen Markt lür das unfallbeschädigie
Firhrzeug zu erzielcn war. Sowe it dier ltcvision ri ic Aul'{as-
sung vurl.ritt, cler Schadcnsgutachte r habc elic optirnalt:
Verwertungsmtiglichkeit unter Einschluss der {inline-R0r-
scn zu crrn i t te  ln .  vcrkcnnt  s ic ,  dass dcr  (  iu tachtcnsumlang
durch den (iutachtensau{trag und nicirt durch das Inter-
cssc clt:s I Iaf tpfl ichtve rsiche rcrs des Unl'alltr logne rs an
ciner bcsonders kostenspalcnden SchadcnsaLrrechnung
bostimnt wird. Wcnn rier Fhhrzeugeigentümer lnternct-
angebotc nichl be rücksichtige n muss, sinel diese auch vtlm
G utachter nichrt einzubeziehen, clenn der Sachversländige
hat dcn l 'hhrzcugrcstwe'rt aus clcr l)osit ion se:incs Auf lrag-
gctrcrs zu ermitteln {L}L(; Köln VersR 2004, 11451OL(i
Kar lsruhe VersR 2005.  706;  ( l t , ( i  ( 'c l le  SP 2ü06.  434) .
Müsste der Sachvcrsländigc e incn hiihcrcn l{.cstwcrt [rr-:-
rilcksichtigen. der sich erst nach l{.ec,herchen auf dem Son-
dc rmarkt übcr In tcrnct-I.(cstwcrtb(irscn uncl slrczi alisicrto
ldestwcrtaufkäufcr ergibt, so könnle der Gc:sr:hüdig.te nur
auf der Ilasis eines solchen (iutachtcns ;rhrechne n, auclr
wenn cr dicsen l 'rcis bci t lcr Inzahlunggabc ocicr bci
einem Verkauf auf dem ihur zugänglichen ,,allgcmeinen'"
rcsionalen Markt nichl i.rziclen kann. I ' ir lglich rniisslc er
sich cntwcder mit einem geringeren Schaclenscrs'atz alt-
f inden ocie r seinerseils zcitaulwendig nach bcsscrcn Vcr-
wcr tungsmügl ichkci tcn suchcn.  wozu cr  jcdoch n icht
verpll iclrtet ist (vgl. BGHZ 66,235,246:743.189, 194 f.:
1 6 3 . 3 6 2 "  3 6 7 =  l ) A I { . 2 { ) 0 5 .  f r l T :  ß { i 1 1 7 .  l 7 l .  a . a . ( } . , 2 9 1 ,
292).

dd) l)as Argumcnl i lcl l{cvisii ln. drss dic rl lcrnrcistcrr I ln-
I 'allfahrzcuge letztl ich bci den spczialisicrtcn {infallwü-
gcnhändlcrn landclc:n, auch wcnn ilas Rrhrzcug zuniichsl
von cincrn Autuhaus oder eint:l l tcparalurwr:rkstalt an-
gek:ruft wordun sci, mithin cin wciterer F,rliis mit dcnr I ln-
l 'al lwagcn crzicll wcrdc. clcr dcrn ticschiidigtcn nichf.
zugutc komnre, vorn Versichcrtrl aber hczahlt werden
rnüssc, lührt zu kcincl andcrcn l lctrachtungswr:isc. Selbst
wcnn dem so wiirc, kann dcr intcrcsscngcrcchtc Ausglcich
nicht zulastcn dcs Gcschädigtcn herhcigclührt wcrilen.
l )cr  Vcrs ichcrcr  dcs Schi id igcrs könn1c sonst  nr i l "  c i i rcr i r
cntsprcchcnd hohcn Angcbol den Vorkflul des Fahrzeugs
erzwingcn" Bci  Wr: i tcrnulzur lg unr l  sp; i te  rcm Ve:rküu{ ' i t r

cigcncr Rcgic l ir:[c i lcr i i i ischürJigtc .iedcnlalls (icfalrr,

wcgcil eincs wcscntlich niodrigcrcn Vcrkiruisprciscs für
dcn Kiirrt dcs l ir satzlahrzcugs cigcnc Mitlcl aulwcndcn zu
rnüsscn. Irin voilstündiuer Schadcnsausslcich würc nicht
gcwi lh l lc is lc t .

*e) I{at der {ieschäcligte tätsächlich verkaufl, stehi aufSer-
dcm mit  dcnr  Vcrkaufs l r re is  e lcr -  crz ic l lc  l {estwcr t  und
damit lesl, in welcher l löhc dur Schaden durrrh den Ver-
kaul' ;rrrsgr-:tr1|ichsn worrlen ist (vgl. SenatsurtciIc I1(iI17.
161. 180. 185, 187 ,,,,, I)Al{ 2005,508; l l(}l IZ 163.362.367 =

DAFL 2{lt}5,617 und vom {}7.12.2004 = I)AI.L 2005, 152). In
dicse m I'all utrl icg[. cs l lcm Schiidigr:r, darzulegun unel zu
Lrcwciscn, dass i ler (ieschädigte mit dem Verkauf seinc
I' l l ieht zur (ie ringhaltung des Scharlcns vr-:rlc:tzt ha1 ($ 254
Abs" 2 l l ( ; l l ) .

Inr  Strc i t fa l l  hat  c i ic  Kl .  du ( icschi id igtcn vor  dcr  Vcr i iu-
lJcrLlng ekrs l iahrzcuils kcin giinstigercs Angcbot untor-
brcitct, das ohnc Wcitercs wahrzunchmcn gcwcse n würc.
l)ic l lckl. durf'tcn dcshaltr bei dcr Schü1zung tlcs l{cslwerts
aul dcnjcnigcn Kaulprcis abstcllen, dcr aul dcm allgemci-
ncn rcgionalcn Markt iür riüs unfallbcschüdigtc Klz zu cr.
z ic lcn wi l f .  i ) io  i : i inholung von drc i  At tgcbolen a ls
Schiltzgrr.mdlagc cntspricht clcr Emplchlung des 40. Deul-
schcn Vcrkclrrsgcrichtslags. wonuch dcr Sachverstl indigc
irn Rcgeltall rtrrci Angebote einholcn sollte. X)ic Auffas-
sung rlers []u'ul 'ungsgcrichts" dass kcinc Arrhaltspunktc fi ir
i- icrcn Jchlende Scriositüt vorlicgen, begcgnct kcincn rc-
visionsrcc-htl ichen licdcnkcn. l l ie Revision ncnnt bis auf
dic cr:hcblichcn l)i l ' lcrcnzen zu dcn rncistcn dcr acht Mo-
natr spülcr eingehclten Angebote der Kl. keinc konkre-
1cn I Jmsli indc, dicr dcn l lckl" hiittcn Anlass gctrcrt rrüssr:n.
dic l 'rcisang;rbcn zu hinterl iagen. l l ic 

-I ir lsachc, 
dass dis

Angctrotc glcich hot:h wlrcil. nri isstc ri ic l lekl. noch nicht
cirrc unrcdlichc l 'reisabsJrrachc vcrmuton lasscn. I l icrge-
ger.r sprichl im l.Ihrigen, dass ein Angrrbot in glcichcr Hilhc
iiuch gcrgcnii l lcr rlcl Kl. abgcgcbcn wordcn ist. I l inl l Vor-

;: l1ir":htung, Marktl 'orschung zu belrciben unr-l dabei clic
Angc:botc ri iurnlich cntl 'cr"ntcr Intcrcsscnlcn cinzultcllcn,
tlal cl ic l lckl. dahci so wcnig wic dic ( icschlicl igle {sl. Rspr.
vgl. ctwa Scna1, R{;HZ 171.287 "2901. = UAR 2007,.125 m.
Anrn. I loppc unt l  IJr lc i l  vorn ü6.{ }4.1993 ' , , , ,  l )AR I991.25I)"

it) Soweit ri ie Revision eine Verpll ichtung dcr l lekl. zur
Ilcrticksicht igunp. h i ihr:rcr A ngctrotu i nr hrlcrnc tnrarkl än -

nehmen will. weil die tiesuhädigto cin Mitvcrschuldcn von
2-5'){, tr i l ' f t, sprichl entscheidcnd dagegcn. r. lass dic Fragc
clcr  Mi thal tune dr :s  ( icschi ic l ig tcn 1ür  d ic  l { i ihe des durch
dcn {lnfallentstandenen Scharicns als {irundlage cles [r,r
s t : l l tur les i lnspruchs n icht  rc lcvant  is1.  Sie hat  deshalb rc-
gelmäl3ig bei der Sehad;:nsschäLzung aul3cr l-letrachL zu
blcibern" I)ic I ' iragc. oh clwas anclcrcs gcllen kilnn. wcnn
dcr  { iu tachte nsaul t rag auf 'd ic  l . : rmi l l lung r" le  r  I ' t i r  dcn ( ic-

schüdigten wirtssha ftlich bestmöglichen Sch ariens:rhrech-
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nung gerichtet wäre, kann schon deshalb offen bleiben,
weil im Streitfall von keiner Partei hierzu etwas vorqetra-
gen worden ist.

c) Ergänzend ist darauf hinzuweisen. dass der Vortrag der
Kl. dazu fehlt. dass die Geschädigte das lJnfallfahrzeug
über das Internet zu dem von ihr behaupteten Preis und
nicht am regionalen Markt - wie geschehen - veräußert
hätte. Eine auch nur überwiegende Wahrscheinlichkeit
dafür, dass die Geschädigte dies getan hätte, obwohl sie
dazu gar nicht verpflichtet war (vgl. Senatsurteil vom
07.12.2004 = DAR 2005,152),ist nicht gegeben.Insoweit
trifft aber die Kl. die Darlegungs- und Ileweislast (vgl.
BGHZ123,31I m.w.N.).

Unfal l  beim Sicherhei tstraininq
Urteil des OLG Karlsruhe vom 12.01 .2009 - 1 U 198/08 -

1. Zur Veranstalterhaftung und dem Mitverschulden
eines Tei lnehmers an einem Fahrsicherheitstrai-
ning, der über die für ein Feuerwehr-Löschfahrzeug
erforderliche Fahrerlaubnis nicht verfügt und dies
gegenüber dem Sicherheitstrainer offenbart (hier:
so%).

2. Die Klausel in einem Formularvertrag über die Teil-
nahme an einem Fahrsicherheitstraining ,,Die Haf-
tung des Veranstalters und der von ihm
Beauftragten ist - mit Ausnahme der Fälle von Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit  -  ausgeschlossen"
ist  auch bei vertragl ichen Beziehungen zwischen
Unternehmern gemäß S 307 BGB unwirksam, da
durch sie die Haftung für Personenschäden (Ver-
letzung von Leben, Körper, Gesundheit) auch bei
leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen wird.

Aus den Gründen:

Die Berutung der llekl. ist zulässig. Sie hat auch teilweise,
im Hinblick auf die auf die Bekl. entfallende Haftungs-
quote, Erfolg. Im tibrigen war sie als unbegründet zu-
rückzuweisen.

Die Bekl. ist verpflichtet, der Kl. gemäfJ $$ 280,278,276,
249 BGB den an deren Löschfahrzeug eingetretenen
Schaden, der in der Beruflngsinstanz der Höhe nach un-
streitig ist, zu 50% zu ersetzen, da der Schaden auf ein
fahrlässiges Verhalten des Erfüllungsgehilfen der Bekl.,
des Zeugen H.S., zurückzuführen ist. Dic Kl. muss sich al-
lerdings einen höheren als vom LG angenommenen Mit-
verschuldensanteil, nämlich einen solchen von -507o,
anrechnen lassen, da der bei ihr beschäftigle P. S. den Un-
fall mitverschuldet hat ($$ 254,278 BGB). Insoweit war
das Urteil auf die Berufung der Bekl. abzuändcrn. Die
weitergehenden Angriffe der Berufung, insbesondere die-

jenigen gegen den Haftungsgrund, rechtfertigen eine Ab-
änderung der Entscheidung nicht.

1. Ohne Erfolg macht die Bekl. mit ihrer Berulung (wei-
terhin) geltend, der Zeuge H.S. habe den Unfall nicht ver-
schuldet und der UnIall wäre auch dann eingetreten, wenn
PS. die erforderliche Fahrerlaubnis gehabt hätte.

a) Der Veranstalter eines Fahrsicherheitstrainings ist
grundsätzlich gehalten, die notwendigen und zumutbaren
Vorkehrungen zu trefTen, um eine Schädigung der Teil-
nehmer und der eingesetzten Fahrzeuge möglichst zuver-
hindern.

Zwar hat die vom Senat durch die vorbereitende Einzel-
richterin durchgeführte Beweisaufnahme ergeben, dass
entgegcn dcm Vortrag der Kl. die Initiative zur Teilnahme
des P.S. von diesem selbst und nicht von dem Instruktor
H.S. ausging. Die von der Kl. benannten ZeugenT. undW.
haben übereinstimmend bekundet, dass P.S. bereits auf der
Fahrt zum Sicherheitstraining erklärt habe, dass er - ob-
wohl er keine entsprechende Fahrerlaubnis habe - gerne
mit dem Feuerwehrlöschfahrzeug die entsprechenden
tJbungen durchführen würde, und dass er diesen Wunsch
dann auch gegenüber H.S. geäußert habe. Es war also
nicht so, wie die Kl. mit der Klagschrift vorgetragen hat,
dass der Zeuge H.S. P.S. von sich aus aufgefordert oder
sogar gedrängt hat, die Übungsfahrt durchzuführen.

Das ändert aber nichts daran. dass. wie bereits das LG
rechtsfehlerfrei ausgeführt hat, ein fahrlässiges unfallur-
sächliches Verhalten des Sicherheitstrainers H.S. gegeben
war. Für diesen musste sich aufdrängen, dass P.S. mangels
spezieller Fahrerlaubnis - auf deren Fehlen der Zeuge
H.S. nach dem Ergebnis der Ileweisaufnahme mehrfach
hingewiesen wurde - und damit verbundener fehlender
Fahrpraxis über keinerlei Routine irn Steuern des Lösch-
fahrzeugs verrügte. I)abei war zu berücksichtigen, dass das
Fahrzeug bei den l)bungen mit Löschwasser betankt war,
was das F:ahrverhalten zusätzlich beeinflusste und die Be-
herrschung des Fahrzeugs erschwerte.Auch wenn P.S. dem
Zeugen H.S. gegenüber erklärt hat, er habe schon einmal
einen 7,.5-t-Lastwagen gefahren, besteht doch ein erhebli-
cher lJnterschied zu einem F-euerwehrlöschfahrzeug, das
unstreitig ein (iesamtgewicht von 17,8 t hatte. I)ie von
einem Leiter des Sicherheitstrainings zu erwartende Sorg-
falt erforderte, auf die zusätzlich schwierige glatte Strecke
nur Fahrer zu lassen, die über eine hinreichende Routine
beim Bewältigen normaler Verkehrsanforderungen ver-
fügen. "Einen Fahrer ohne die spezifische Fahrerlaubnis
und ohne Fahrpraxis auf der besonders schwierigen
Strecke ein schwer zu ftihrendes beladenes Löschlährzeug
führen zu lassen, ist als fahrlässig zu qualifizieren.

b) Die durchgeführte Beweisaufnahme hat auch ergeben,
dass alie Teilnehmer, die eine Fahrerlaubnis für das Feuer-
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wehrlöschfahrzeug halten, das Fahrsicherheitstrarning gemeis-
tert haben und es nur bei PS., der eine solche Fahrerlaubnis
nicht hatte, zu cinem Unfall kam. Bereits das ist ein gewichti-
ges Indiz dafür, dass die mangelnde Fahrpraxis Ursache des
Unfalls war. Der Hinweis des Zeugen H.S. auf unterschiedli-
che Bereifung des Fiahrzeugs der Kl. verfängt schon deshalb
nicht, weil dies ersichtlich bei den vier Teilnehmern, die vor
P.S. das lraining absolviert hatten, keine Rolle gespielt hat.

Da die Feststellungen des LG zum Verschulden des Er-
füllungsgehilfen der Bekl. mit der Berufung auch nicht
substantiiert angegriffen werden, erübrigen sich weitere
Ausführungen insoweit.

2. Die vom LG der Kl. angelastete Mithaftungsquote von
25% erscheint allerdings nach dern Ergebnis dcr durch-
geführten Beweisaufnahme als zu gering. Der Senat wer-
tet das Verschulden des Zeugen H.S., der verantwortlich
für den reibungslosen Ablauf war, und dasjenige des P.S.,
der sich im Wissen darum, dass er über keinc cntsprc-
chende Fahrerlaubnis verfügte, danach drängte, eine
Übungsfahrt durchzuführen, in etwa gleich hoch. Die
Bekl. haben daher der KI.50% des dieser entstandcnen,
der Höhe nach unstreitigen, Schadens zu ersetzen.

3. Die Haftung der Bekl. ist nicht durch $ 6 dcr AGB der
Bekl. ausgeschlossen.I)ort ist zwar ausgeführt, dass die
Bekl. - und die von ihr Beauftragten - nur bei Vorsatz und
grober Fahrlässigkeit haften und dass keine Hallung für
durch Kursteilnehmer mitgebrachte Gegenstände besteht.

Diese Klausel hält aber einer Überprüfung nicht stand, da
sie die Haftung für Personenschäden (Verletzung von
lrben, Körper, Gesundheit) auch bei leichter Fahrlässig-
keit ausschließt. Ein solcher Ausschluss ist auch bei ver-
traglichen Beziehungen zwischen Llnternehmern grund-
sätzlich unwirksam. Zwar ist $ 309 Nr.7a BGB, wonach ein
Haftungsausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für
Schäden aus der Verletzung des Lebens, dcs Körpers oder
der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen P{lichtverletzung
des Verwenders oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen
Pflichtverletzung eines geselzlichen Vertreters oder Erfül-
lungsgehilfen des Verwenders beruhen, unwirksam ist, im
vorliegenden Fall nicht direkt anwcndbar, da die AGII der
Bekl. gegenüber einem Unternehmer, nämlich der Kl., ver.
wandt wurden ($ 310 I IIGB). Die Verbotsnorm des $ 309
BGB ist aber ein Indiz dafür, dass sie auch im F-alle der Ver-
wendung gegenüber Unternehmern zu einer unangemes-
senen Benachteiligung führt, es sci denn, sie kann wegen
der besonderen Interessen und Bedürfnisse des unterneh-
merischen Geschäftsverkehrs ausnahmsweise als angemes-
sen angesehen werden (BGH, NJW 2007,3774).

Das absolute Haftungslieizeichnungsverbot in allgemei-
nen Geschäftsbedingungen für Verletzungen des Lebens,
des Körpers und dor (iesundheit gilt nach einhelliger Auf-
fassung auch im unternehmerischen Geschäftsverkehr und
führt deshalb zur I-lnwirksamkcit cincr dagegen verstG
ISenden Klausel nach $ 307I und II BGB. Die Rechtferti-
gung dafür liegt darin, dass hinsichtlich des von $ 309
Nr.7a BGB bezweckten Schutzes besonders wichtiger per-
sönlicher Rechtsgüter kein Raum ist für eine Differenzie-
rung zwischen fJnternehmern und Verbrauchern (BGH
a.a.O.). Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass Teilnehmer
an einem Sicherheitstraining nicht nur ihr eigenes Fahr-
zeug, sondern auch Leib und Leben dem Instruktor an-
vertrauen und ihre Erwartung dahin geht, dass eine
etwaige Gefährdung von Lcib oder Leben sich jedenfalls
nicht realisiert und deshalb der Instruktor auch für einfa-
che Fahrlässigkeit einzustehen hat.

Mit der Berufung zeigt die tsekl.lediglich Gesichtspunkte
auf, die sich mit der Haftungsfreizeichnung im Hinblick
auf Sachschäden an den mitgebrachten Fahrzeugen befas-
sen. So wird darauf hingewiesen, dass die Bekl. über den
Verkehrszustand mitgebrachter Fahrzeuge keine Kennt-
nis habe und es ihr daher nicht möglich sei, eine Bewer-
tung des Haftungsrisikos vorzunehmen. Dabei verkennt
die Bekl., dass es zwar im hier vorliegenden Fall konkret
um Sachschäden an dem mitgebrachten Fahrzeug der Kl.
geht, die Wirksamkeit der Klausel aber nicht an dem Haf-
tungsausschluss für Sachschäden scheitert (gemäß $ 309
Nr.7b BGB ist ein I{aftungsausschluss für sonstige Schä-
den bei einfacher Fahrlässigkeit grundsätzlich zulässig),
sondern daran, dass auch die Haftung für Körperschäden
bei einfacher Fahrlässigkeit ausgeschlossen wird. Körper-
schäden werden zwar vorliegend nicht geltend gemacht;
der Ausschluss der Haftung 1ür solche auch bei einfacher
Fahrlässigkeit führt aber dazu, dass die gesamte Klausel
unwirksam ist. Das folgt aus dem Verbot der geltungser-
haltenden Reduktion, das grundsätzlich auch im kauf-
männischen Verkehr gilt (vgl. dazu Palandt/Grüneberg,
tsGB,6tl. Aufl:, vor $ 307 Rdnr. 8 m. w. Nachw.).

An diesem Ergebnis ändert auch nichts der Hinweis der
Bekl. auf die Möglichkeit, vor Durchführung der Veran-
staltung eine Zusatzversicherung abzuschlielSen. Zwar
wird von der Rechtsprechung vertreten, dass eine Frei-
zeichnung von Vermögensschäden, die typischerweise
beim Kunden unter Versicherungsschutz stehen, in der
Regel nicht zu beanstanden ist (Palandt a.a.O., $ 307
Rdnr. 1-5). Hier geht es aber zum einen gerade nicht um
Vermögensschäden, sondern um Personenschäden, zum
anderen sind Körper- und Gesundheitsschäden in aller
Regel gerade nicht umfassend versichert.

Eine solche ausnahmsweise vorliegcnde Angemcssenheit Nach alledem bleibt es dabei, dass $ 6 der AGB der Bekl.
hat das LG zu Recht verneint und vermag auch die Beru- unwirksam ist, so dass deren Haftung sich nach den ge-
fung nicht aut2uzeigen. setzlichen Vorschriften richtet.
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I RECHTSPRECHUNG

Aufs i chtspf I ichtverl etzu ng
tlite# des OIG Kad-sruhe vorn | 1.ü8.)ü08 1 U 65/A8

Zur Anwendung des Haf tungspr iv i legs des $ 1664
BGB, wenn den El tern e ine Ver letzung ihrer  Auf-
s iehtspf l icht  gegenüber e inem sechseinhalb jähr igen
Kind zur Last fällt, das auf der Straße von einem Fahr-
zeug erfasst wurde.

l \us den Gründen:

a) Zunächs1 ist es unstreit ig. dass die Bekl. unter clem {ie-
s ichtspunkt  dcr  l lc t r icbsgcl 'ahr  gcm. $ 7 StV( i .  $  3 I 'nV( i
Iür die ftulgcn des Verkehrsunfalls vom25.12.2004, br:i
clem das 6 l lZ-jührige Kind infolgo einer Knll ision mil. clcrn
vom l lek l .  Z i l ' f .  I  gcführ tcn l 'ahrze ug,  c ias bc i  dor  lJck l .
/ . i  t l ' .  2  h i r  l i  p l l  ich I  r  e  rs ichcr{  is t .  schu er  ver le t r t  ru u ldc.  c in-
zusLche n habcn. lnsow<:it kornml cs weck:r auf die lrage
einer eventuellen [. lnatrwcnclharkcit dcs IJnlalls lür den
Uckl .  Z i fL  l  an ($ 17 Ahs.3 StV(;  I ln i ic t  im Vcrhi j l tn is  zu
elem gcschädigten Kincl keinu Anwcndung), noch komml
cs in dieseür Zusammenhang auf ein Verschulclcn clcs
Ilekl. Zil l- 1 bzw. r,las IVIaLJ r-lcsscn Vcrschuldcns an.

l l iesc Ansprüche ihrcs Mitglicds sind auf dic Kl., dic dcrn
Kincl unfallbcil in11t Lcislungcn crüt acht hat, ülrcl 'gcgan-
gcn.  l )em hat  r l ic  lJek l .7. i f  f .2  im tJ t r r igcn auch bcrc i ts  da-
durclr Rcchnung gctrrigcn, dass sic l l3 dc:r von rlcr Kl. in
Itcchnung gcstolltcn Aulwcndunge'n beglichcl hat"

b) Dic l ' ]ckl. ki)nnen dcr Kl. nicht nrit [ ' ]r lole cin anspruch-
minderndcs Mitverschuldcn dcs Kindcs undlodsr vrin Lles-
sen Mutter enlgegenhallen. rlas sie rnit einer (Juole v{-rn
2/3 bcrücksichligt habcn rri i ichlcn.

Das Kind selbst  haf tc t  unstre i t ig  n ic l : t "  da es zun Zei t -
punk l  dcs  l l n l ' a l l s  c r s t  6112 . l ah rc  l l t  wa r  ($  82S  Ahs .  I
l l( iR i.V.m. !i 254 BGB)"

I ) ic  Kl .  rnuss s ich abcr  auch n ichl  e in Mi tvc lschuklcn dcr
klullcr dcs Kindcs untcr dem (ii-rsichtspunkl dcs gcstör'tcn
( iesarntschuldncrar"rsglu,ichs anrcshncn lasscn. l) ic:scr ( ic-
s ich lspunkl  kämc nur  dann zurn ' l iagcn.  wcnn e l ic  Mut lcr
dcs Kindes dicscm - nchcn dcn l lckl. * haften würde. da
nur dann cin ( icsanrlschuldvurhältnis vorli igc. das tlatlulch

,.gcslört" werdcn könntc. ditss das (iesclz in Abwcichung
von dem Grundsatz tlcs $ 840 Il( i l l  dcn privilcgicrlcn N{it-
schädigcr (hicr'; r"l ic rnit i lem Kind in cincr lt i iuslichcn ( ic-
mcinsciralt lehende Mutter) von sciner Ilaftung ]rcistcllt
(vg l .  dazu ctwa I ] ( i l  I  NJW 1988,26{17.2t169)

lm hier vorliegencien l,all käme eine Mithaflung rier Mut-
tcr gcgcnübcr ihrur' lbchlcr ausschlicl3lich unLcr clcrn ( io-
sichtspunkt r'ler Verletzung. ejer Äufsichtspl}eht in
lle lracht. Dabci würc crl irrdr":rl ich. dass dic Mutlcr clcs
vcrlctzten Kindcs ihrc Aulsichtspllicht grob lahrlässii1 ver-
letzt hätte. ria insoweit der HaftunAsmaLlstab des $ l t i fr4

llLilt i .V.m. S 277 llt i l j  ztrgr urdc zu lcgcn ist. rvclnach dic
[:] ltcrn trci i icl Ausr"lhung dcr cltcrl ichcn Sorg,c i lcm Kind
gcgcnühcr nur l i lr dic Sorglalt cinzusl"chen habcn" dic sic
in cigcnen Ängelegcnhciten anzuwenci*n pflegcn. t icm.

$ 277 ll( i l ] sind sic somil. nul von dcr Hil l lulg wcg,cn gro-
hcr }ralrrlässigkcit nicht bcfrcit.

aa)  Zwar is1 c:s  umslr i t ton.  ob das I la l tungspr iv i lcg dcs

$ 1664 ß(its Änwenrlung {indet, wenn die Pliichlverlel-
zung dcr l i l tcrn in cinc.r Vcrletzung, ihrcr Aut,sichtspfl icht
l icgt. Die i iberwicg,endc Ansicht in Literatur und ldspr.
rrcrtri l t jecloch die Aullassung, dass bereits i ler Wortlaut
dcs S 16fr4 I i ( i l l .  dcr  kc incn Ausschluss von Aul 's ichts-
pl"l icl i lverl*lzungen erkennen lässt^ für eine Anwendung
r los Haf  tLrngs;r r iv i lcgcs spr icht .  I ' ls  is l  n icht  auzunchnrcn,
dass cias (jesclz in $ 1ö64 ll( l l i  cint-: l{altungsnildcrung
fiir cl ic z\usiltrung rler elterl ichen Srxge anordnet und
cincn zcntrale n Ile rcich clicscr eltcrl ichcn Sorge, nämlich
die Aulsichtspllieht, rlavon ausnehmen will, ohne dies aus-
dr i ick l ich : rnzuurdnen (vgl .  l luber  in  Mi inuhncr  Kom-
nrcnl r i r .  ts( ; l l ,  4 .  Aul l . ,  $  1664 L(dn.  11, [2;  so auch
Patrandtll l iederichscn, lt(;I l , 67. Aul'I.. $ 1664 l{.dn. 3: Wus-
sow/l ) rcsslcr, I I nfal lhalipri l icir trcchl, I 5. Aul'1. Kap. 7 2' l '  Z
{r  am } :nr ie :  { }L( i  Hamrn.  N. IW 1993.542).  In  I ibere in-
s l inr rnuns mi l  mchrcrcn (  )1, (  i  {vg l .  e  lwa ( )L( ;  I  Iamrn.  IJr -
te i i  vom 17.08.1993,  NZV 1994" 68;  OLG Düsseldor l .
tJr tc i l  vom2h.ü2.1{}99,  N. lW- l { l t  1999,  l ( )42 l . :  ( ) i - ( i  Saar-
b rückcn ,  I J r t c i l  vom 2 t ] . 11 .2001 ,  NZV 2002 .511  t . )  f t i l e t
der erkennencie $enat dieser Auffassung.

Dabci isl auch zu bcrücksictrt igcn, dass dic I latlungspri-
vilegierung des $ i664 RGR nur im Verhältnis zurn Kind
gil l untl darnit clcn I ' 'anil icnl}icdcn sichcrn soll, wiihrcnd
im Vcr:hiiltnis zu geschädigten Drilten hei Verletzune der
Aulsich lsp{l ictr t gr unclsiitzl ich auch bci I ' ,ah r' l i issigkcit gc-
haf tc t  wi rd (vgl .  $  8"12 l t (  i  t t  ) .

I l ini,r maßvo1lc - l:: l inschrünkung dcs I-IaftungsmalSstabcs
dcs g 1664 I l ( i l l  is t  nach insoweiL e inhel l iger  l ispr"  lcd ig-
l ich ejort sachlich gehotcn. w<: der au{sirhtspll ichtige Lrl-
lcrnlcil clas Kincl irn StralJcnvcrkchr bci dcr l i ' i i l irung cincs
KLz vcrlulzl (vgl" IIUlrer in Münchncr Kommentar, a.a.O",
$ 1664 l {dn"  l0 ;  v t r ' , | .  dazu auch I t (  } t  IZ 53.  352 l i . ) .

Eini: solchc Konstcllatjon l icgt hier abcr nicht vr:r. Die
Mutlcr ricrs Kindcs war sclbst nichl am Straf.lcnvcrkehr bc-
lc i l ig t ;  s ic  hat  n ich l  gcgcn st raLlcnverkctu 'srccht l ichc
Pflic-hten verstoLJcn. Das Kinci wurde zwar im Straf3envcr-
kchr vcrlct.zl; cint-: ctwaigcr Vcrlotzung, r-lcr Au{sichtspll icht
dcr Muttcr stcht abcr nur irn Zusamrnenhang mil dcrcn
VcrhalLcn in dur Iiaststl itte: und dcr dortiren I]cauisichti-
gung dcs Kindcs.

I ) r r r  gcgcntr r i l igcn Ansichl"  c l ic  r : lwa l tnglcr  in  Staudingcr
(Staudingcr, l l(;1],20()4, $ 1664 ttrln. 3-l) vertritt, aus clcnr
Schulzzweck clcr naeh obicktivcn (irundsätzcn zu bcstim-
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mcnden Aufsichtspflicht der Elte rn ergebe sich deren Haf.
tung auch für leichte Fahrlässigkeit, kann nicht gefolgt
werden, da sie mit dem (iesctzeswortlaut nicht in Ein-
klang steht. Auch den älteren Entscheidungen cles
10. Zivilsenats (VersR 1977,232) und des 13. Zivilsenars
des OLG Karlsruhe (VersR 1982,450), die - ohne weitere
Begründung * davon ausgehen, dass die Haftungserleich-
terung des $ 1664 BGB bei Verletzung der Aufsichtspflicht
keine Anwendung finde, vermag der Senat sich nicht an-
zuschließen.

Das OLG München hat in einem mit dem hier vorliegen-
den vergleichbaren Fall entschieden, dass ein Sozialversi-
cherungsträger wegen der Heilbehandlungskosten für ein
verletztes Kind nur insoweit Rückgriff nehmen kann, als
der Kraftfahrer im Verhältnis zur mitverantwortlichen
Mutter des Kindes den Schaden zu tragen hat (VersR
1977,729 f.). Dabei hat das OLG München sich allerclings
nicht mit der Frage auseinandergesetzt, ob bei Ansprü-
chen des Kindes gegen seine Eltern wegen Verletzung der
Aufsichtspflicht der mildere Haftungsmaflstab des g 1664
BGB anzuwenden ist oder nicht. Es hat seine Entschei-
dung vielmehr damit begründet, dass cs sich hicr um cine
familienrechtliche Haftungserleichterung handele, die
ihren Grund in den persönlichen Bcziehungen cier Fami-
lienangehörigen habe und daher nur im Verhältnis dieser
Personen zueinander gelten. Die Rechtsstellung Dritter
dürfe dadurch nicht nachteilig beeinflusst werden. Für den
Ausgleichsanspruch des Zweitschädigers sei daher der
Verantwortungsbeitrag des Elternteils ohne Rücksicht auf
familienrechtliche Haftungserleichterung zugruu de zu
legen (OLG München, a.a.O. Seite 729 tnt"er 3.).

Auch dieser Auffassung vermag der Senat sich nicht an-
zuschließen. Denn der BGH hat bereits 1988 entschieden,
er vermöge dic Meinung nicht zu teilen, wonach die ge-
setzliche Haftungsprivilegierung nicht zu Lasten des nicht
privilegierten Schädigers gehen dürfe, sondern durch cine
entsprechende Kürzung der Ersatzansprüche des Ge-
schädigten aufgefangen werden müsse (BGH NJW 1988,
2667,2669 = DAR 1998, 306). Allerdings har der I]GH in
der genannten Entscheidung ausdrücklich offen gelassen,
ob der HaftungsmalSstab des $ 1664 BGB für den Krcis
der Aufsichtspflichten anzuwenden ist (vgl. BGH a.a.O.).

Aus den oben ausgeführten Gründen bejaht der Senat
diese Frage.

bb) Die entscheidende Frage ist dahcr, ob die Muttcr des
Kindes grob fahrlässig (g 277 BGB) gehandelr har. Diese
Frage verneint der Senat ebenso wie das LG. Dabei kann
es dahinstehen, ob sie dem Kind - wie sie selbst gegenüber
der Kl. in ihrer Unfallmeldung vom 10.01.2005 angegeben
hat, und wovon nunmehr auch die Bekl. ausgehen - ge-
stattet hat, zu deren 13-jährigen Schwester zu gehen, die
nach Meinung der Mutter ,,vor der'l 'ür" der Gaststätte

war, oder ob das Kind sich unbemerkt von der Mutter in
einem unbeobachteten Moment aus der Gaststätte bege-
bcn hat (so Klägcrvortrag). Einer Beweisaufnahme übcr
diesen Punkt bedurfte es daher nicht.

l)enn es stellt zwar sicherlich ein fahrlässiges Verhalten
eines Elternteils dar, nicht zu verhindern ocler sogar aus-
drücklich zuzulassen, dass ein 6 %-jähriges Kind nach
23 Uhr alleine vor eine Gaststätte geht, die an einer viel
befahrenen Straße liegt. Anhaltspunkte dafür, dass damit
die verkehrserförderliche Sorgfalt in besonders schwerem
Maße verletzt wurde, schon einfachst e, ganznaheliegende
Überlegungen nicht angestellt wurden und clas nicht be-
achtet wurde, was im gegebenen Fall jedem einleuchten
musste, haben die dafür beweispflichtigen Bekl. aber nicht
erbracht. Insoweit kann noch ergänzencl auf die Ausfüh-
rungen des LG verwiesen werden. denen der Senat sich
anschließt.

Nach alledem kommt eine Mithaftung der Mutter gegen-
über dem verletzten Kind, die im Wege dcs gestörten Ge-
samtschuldnerausgleichs zu berücksichtigen wäre, nicht in
Bekacht. Die Bekl. haftcn dahcr dem Grunde nachz,u 100"Ä
für bereits entstandene und zukünitige Schäden.

Die Revision war gcm. $ 543 Abs. Z ZpO zuzulassen. Wie
aus den obigen Ausführungen des Senats hervorgeht, gibt
es zu der Frage, ob die Haftungsprivilegierung des
$ 1664 BGB auch bei Verletzung der Aufsichtspflicht An-
wendung findet oder nicht, unterschiedliche Auffassungen
in der Rspr. Soweit ersichtlich, hat cler BGH diese Frage
noch nicht abschließend entschieden.Weiter ist wohl noch
nicht abschließend geklärt, ob die vom BGH im Urteil
vom 11.03.1970 (BGHZ 53,352 ff.) aufgestellren Erwä-
gungen darüber, dms der - dem $ 1664 BGB vergleichbare -
mildere Haftungsmaßstab des $ 1359 BGB allgemein bei
Unfällen im Straßenverkehr nicht zur Anwendung gelangt
(so wohl OI.G Karlsruhe 13. Zivilsenat, a.a.O.), oder nur
dann, wenn ein Beteiligter als Kraftfahrer durch Verstol3
gegen die Vorschriften des Straßenverkehrs einem Fami-
lienangehörigen Schaden zufügt.

Kosten einer Abschleppmaßnahme
Urteil des OVG Hamburg vom 07.10.2008 - 3 Bf I | 6/08 -

1. Nach der Einführung einer Gebühr für Amtshand-
lungen der Pol izei  im Zusammenhang mit  der
Sicherstellung oder Umsetzung verbotswidrig ab-
gestellter oder liegen gebliebener Fahrzeuge oder
Fahrzeugteile erfolgt die Erhebung der Abschlepp-
kosten allein nach dem Gebührengesetz.

2. Ein Verkehrsteilnehme4 der sein Fahrzeug im öf-
fentlichen Verkehrsraum erlaubt zum parken ab-
gestellt hat, darf zu den Kosten einer Umsetzung
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oder Sicherstellung des Fahrzeugs, die wegen einer
nachträgl ich e inger ichteten Hal tverbotszone er-
forderlich wird, heranEezogen werden, wenn zwi*
srhen dem Tag der  Aufste l lung der  l ferkehrs-
schi lder  und dem Tag der  Abschleppmaßnahme
drei volle Tage liegen; ein Ssnn- oder Feiertag muss
zu d iesen Tagen n ic l r t  gehören {Anschluss an das
Urte i l  des Bundesverwal tungsger ichts vom
11 .12 .1996 ,  BVerwGH 102 ,  216  =  DAR 1997 ,  119
m. Anm. Berr unter Aufgabe der Auffassung im Ur-
teil des Hamburgischen Oberwaltungsgerichts vom
14.07.1994,  DöV 1995,  783 = DAR 1995,  254
m. Anm. Berr) .

Aus den Gründen:

I)ie danach mal3geblichen gebührt:nrechtl ichen \braus-
sclzunl:,crl sind crl ' i i  l l l  " I ) ic iraglichc f::.rsat:rvorn i ih mc wa r
rcchtnräL1ig (hicrzu unlcr a); die (-iehührcnli.rrclcrung ge-
ntigl auch den iibr:igen tatbcstandlichen Virraussetzungon
(lricr:zu unlcr b) sriwic clett Artlordcrungt:n cir":s Vcrhli l t-
n isn iäßigkei lsgcht l tcs (h icrzu unt t ' r  u) .

a)  l )as l lc isc i t r - : räumon dcs I ' ;ahrzcugs t lcs Kl .  wat '  nach
rlen Vbrschrittsn in $$ 14 Buchsr. a). 18 Abs. I Buchst. *j.
27 und l -5 Ätrs .  I  I { rnhVwV(i  a ls  l r rsr tzvornahme rccht-
rnäf.iig, so dass dcr F{eranziehung zu ihrcn Kostctt $ i2 Ahs.
5 Satz 1 ( ich( i  n ich l  cntgcgcnstcht .

l )cn KI .  t ra l  mi t  dem Wirksantwcrr icn c i r ;s  I la l lverbots
(V7,283 zu *  4 l  Abl2 Nr" , I  StVi ) )  am 0-5. i l8"2005 c las
llandlungsgctrot, scincn I 'kw aus dcr nunnre hl trcstchcn-
den Haltverbntszonc in i ier S.-Straßc zu cnllernen. I lass
tlcr Kl. von dcr Au{stcllunp, dicse r Vclkcht'szcicircn kcirtt:
Kcnntnis lratte, wcil cr sich aul Rcisen treland, ist für das
Entstchcn ilcs Wcgfahlgctrots ohnt: iJcclculungl. Vcrkchrs-
zcichcn sind Verwalturrgsaktc in dcr l]onn dcr Allgcrncin-
veriügung. dic gcni. $ 43 Abs. 1 HmhVwVf{l durch
llckanntgatre wilksam we ldurt. I) ir. I lck;rnntgabc crl ir lg,l
naeh den Vorschrif len der StV{} durclr Ar"rislellung rlcs
Vcrkc hrsschildes. Si ncl Vcrkuhrszcichcn urdn ntr qsgom ä 13
aufgcstcllt, i iulScrn sic ihlc Rcchl"swirkung gc1,,cnübcr
jedem von dcr Rceclung hctrolTcnen Vcrkchrsteiini:hmcr,
gleichgii lt ig, oh dicscl das Vcr:kchrszciehcri 1i,rlsi ictrl iclr
wirhrnimnrt odcr nicht {i lVerw{i, [. lrt, v. 11"12.199{},
f lVcrw( i l i  102.  316,  { )Vt i  l larnbulg.  l . r l t "  v"  i14"11.2ü)3^
DAR 2004,54"3) .  Der Kl .  gch( i r tc  { . rotz  seincr  ( } r tsahwc-

senhcil zum Kreis dcr vrin dcr Regclung bctrolTencn Vcr-
kchrsteilnchrnor. wcil i trrn ri io t.al.srluhlichc (icwalt i ibcr
scin gcparktes lr:ahrzcug t"utve:rändcrt zugcordnct war.

l)ic Vrraussctzungcn l 'ür clic Anwcnciung clcs Zwlngsmil-
t*ls cier }-lrsatzvomahrne gern. $ 18 Ahs. t t i t. e )
l lmbVwV(i lagcn vol " Das Wegllhrgcbot war. we il cs dcn
unaulsciriebtrarcn Anordnungcn von l 'olizeivollzugshc-
ämten glcichslcht, entsprechend $ 8ü Ähs. 2 Satz 1 Nr. 2

Vw(:it) kralt (iesctzcs sr:i irrt vcllzichbar (vgl. l lVcrw{i,
I Trt" v. 26"01 " 1t188" NVwZ 1988. 623).

l)*r tJmstanrl, dass rtrie aLrlgcstclltcn Verkehrszeichen dazu
dicntcn,  c l ic  Ausi i t rung c incr  Sr indcrnutzungser laubnis zu
crrnirglichcn. r, lcrr-:n l{.cuhtmäf3igkeit der Kl. in Zwcil 'cl
zieht, ist nir:ht erhcblich. F'ür die l{echtnäßigkcit cicr Ab-
schlcJrpmal' lnahmc rcicht cs aus, dass rl io clurch clas jcwci-

lige Verkehrszeichcn getrolfentl ltcgelung lvirksam wal
aul' dcrcn I{.e:chtmä13i!,kcit kornml cs insowcit nir-:ht an
(vgl. {)V(i I lamtrurg, I irt. v. I | "02"2002,VI.{.S 1t)4,474)" Irür
einc I i nwirksamkeit des V-crkchrszeichens a ul gruncl N ich-
l . i gko i t  gc rn .  $  43  Abs .3 l {mhVwVf ' ( i  g i b t  cs  kc inc  An -
haltspunktc; rlass die geltend gemachte l{echtswidrigkeil
r icr  zutr l runelc l icgcnden Sondcrnulzungscr lautrn is  inso-
wcil zu eincm l-rcsondcrs schwcrwicgcnrjcn und olfen-
sichtl ichen Feirler der Vcrkchrsrcgelung hätte lühren
könncn.  l r i l l " t "  n ich l  zu.  Sclhst  wenn e l ic  Sondcmu{zungs-
r:rlauhnis wegen der vermeintl ichsn Ermessensfehler
rechtswiclrig gcwcscn wiirr-:, so hättr: sich clics nicht f i ir
Drittc erkcnnbar in der VerkehrsregcLung niudcrschlagert
könncn .

i: i incr frristsctzung und dcs l l inwciscs auf dic Anwcndung
von Zwanilsmittcln ($113 Atrs" 2 IlmtrVrvV(i) hcrlurftc cs
vor dcl Absr:hlcppanuri|rung gcni. g 27 I ImhVwV(l tt icht.
Mit dcm Wirksamwerden des H*ltvertrtxs war"einc 51ö-
lun11 t lcr  r i f l 'cnt l ichcn Sichcrhci t .  c ingctrc tcn,  wci l  das
Fahrzeug c.ies Kl. vcrtrotswidrig in clcr: Hallvu:r'botszonc
stnnrJ. Sic rlaucrtc im Zcitl;unkt t lcr Abschleppanordnung
wcgcn r-lcr Nichtbcfolgungl dcs \Ärcgllhtgebots fort. Einc
Möglichkeit. diesc Störung mit gleicher Eflcktivität auf
nndcrc Wcisc äls durch clic Anwcnclung vott Zwattgsrnil-
tcln zu bcscitigcn. hattc elic ltck!. nicht. Der Kl. macht in-
sowei l  rwar gc l lcnr i ,  d ic  l lck l .  hr i t rc  d ie Mügl ichkci l
gchaht, auI elcnr Wcgc cincr lIühclünf'rage cincn Kontakl
zrr ihm bt.w.'t.s scinern }]üro hclzustcllcn. I laraul komnrt.
es indcs n icht  an:  nach st i ind igcr  Rspr.  c ics crkcnncnt lcn
Scnats muss ri ic ltckl. dcn t*hrzeugl'ührer nur dann vilr
c incr  hr :absicht ig tcn Abschlcppan<;r t lnung ( ie lcgcnhei t

zul I lescil igung dos [i;rhlzcr-rgs ge bcn, wcnn cl sich in i lcr
unmittclharcn Nähc bctindet odcr aufgrunr"i besonderer
I lmsli inelc l ' i i l  clcrr viu ()rt l l i l ig,e n lblizcihcdicnstctcn klar
crkennbar ist, dass der F-:rhrzeuglührer" aul AulTilrdclung
dazu bcrcil ulid in clcr l,agc ist, das sttircnde Fahrzcug urn-
gcl rcnd zu cnl lcrnen (vgl"  {Jr l .  V. '2 '2"4}"2(105,  NJW 2t)05,
2247]'.

l) ie l jntschcidung iür die Lrsalzvr-rrnahnu r:nlsprach dcr
Anfrirclerung iJes $ l5 At.:s. I I imbVwVC, die Zwangsrii i t-
tcl clcs $ l4 so auszuw,iihlcn, dass sic in angcmcsscncnr Ve r-
hällnis zu ihrem Zweck stehen uinl l ien Pl' l iehtigen nichl
nrclir als unvcrmcitjbar bclaslen odcr bccintri ir:htigcn. l) ic
Siluation einer Auswahl zwischcn mchreren gleichcnrra-
{.1cn gccignctr:n Zwangsmitteln bestand fi ir die Itekl. nicht.
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Sobald sie sich im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung
dafür entschied, die fortbestehende Störung der öffentli-
chen Sichcrheit zu bcseitigen, um die Fläche der I{altver-
botszone für die Dreharbeiten im Rahmen der erteilten
Sondernutzung vcrfügbar zu machen, kam als Zwangs-
mittel allein die Ersatzvornahme, nicht aber etwa die Fest-
setzung eines Zwangsgeldes in Betracht.

Auch der Umstand, dass der Kl. weder vorsätzlich noch
fahrlässig falsch geparkt hatte, sondern nach einem ur-
sprünglich rechtmäßigen Verkehrsverhalten erst durch
eine ihm nicht bekannte Anderung der rechtlichen Ver-
hältnisse zum Störer geworden war, berührt die Recht-
mäßigkeit des Abschleppvorgangs nicht. Eine Ersatz-
vornahme erfolgt im Rahmen der volistreckungsrechtli-
chen Vorschriften ohne Rücksicht darauf, ob dcr Pllich-
tige, an den sich das Wegfahrgebot richtet, das Haltverbot
schuldhaft oder ohne Verschulden verletzt. Dicnt dio Er-
satzvornahme der Gefahrenabwehr ($ 27 HmbVwVG), ist
nach den Grundsätzen der polizeirechtlichen Verantwort-
lichkeit für Gesichtspunkte des Verschuldens ebenso
wenig Raum. Danach ist in diesem Zusammenhang auch
ohne Bedeutung, dass die Einrichtung der llaltverbots-
zone für den Kl. nicht vorhersehbar war. Er blieb als In-
haber der tatsächlichen Gewalt über das Fahrzeug
während seiner reisebedingten Abwesenhcit für dessen
Zustand und insbesondere dessen Standort im Verkehrs-
raum polizeirechtlich verantwortlich.

b) Die latbestandsvoraussetzungen der mafJgeblichen ge-
bührenrechtlichen Vorschrifte n sind ebcnfalls erfüllt.

aa) Die für die Erhebung derAmtshandlungsgebühr gem.
$ 1 GebOSiO i.V.m. Nr. 25 der Anlage 1 erlorderliche
Amtshandlung der Polizei im Zusammenhang mit der Si-
cherstellung oder Umsetzung verbotswidrig abgeslelltcr
Fahrzeuge lag in der Tätigkeit der Polizeibeamten vor Ort
sowie in der weiteren Abwicklung des Abschieppvorgangs,
soweit sich diese nicht unmittelbar auf die lJeauflragung
des Abschleppuntemehmens bezog. Aush der Höhe nach
begegnet die Gebühr keinen Bedenken. Der Aufwand für
das Verwaltungshandeln im Zusammenhang mit der auf
das klägerische Fahrzeug bezogenen Abschleppanord-
nung ist der gewöhnlichen Bandbreite dessen zuzuordnen,
was mit auf die Umsetzung von Kfz bezogenen Amts-
handlungen verbunden ist. Der Umstand, dass sich am Er-
eignisort ausweislich der in der Sachakte enthaltenen
Abrechnung des Abschleppunternehmens noch vier wei-
tere F-ahrzeuge unerlaubt abgestellt bcfunden haben und
diese ebenfalls Gegenstand einer Abschleppanordnung
waren - mit der Folge, dass gegen deren Haltcr jcweils

ebenfalls Gebühren festgesetzt worden sein dürften -,

führt nicht dazu, dass der Kl. für den in Ilezug auf sein
Fahrzeug entstandenen Aufwand der Ilckl. nicht zu einer
Amtshandlungsgebühr herangezogen werden darl da in-

soweit hinreichender, individuell auf sein Fahrzeug bezo-
gener Aufwand angefallen ist. Der vor Ort tätige Polizei-
bedienstete hat für jcdes Fahrzeug einzeln den
VerkehrsverstolJ und die Dringlichkeit seiner Beseitigung
zu ermitteln und einzuschätzen. Für die gegebenenfalls er-
forderliche Abschleppanordnung muss er i.d.R. die Ver-
kehrslage dokumentieren. Sodann hat er die erforder-
lichen Daten für die konkrete Abschleppanordnung sowie
für die spätere Abrechnung zu erheben und etwaige sicht-
bare Schäden am Fahrzeug sowie im Fahrzcuginnenraum
befindliche Gegenstände zu notieren. Dem mit der Ge-
bühr abzugeltenden Aufuand hinzuzurechnen ist überdies
der erforderliche E,insatz von Personal- und Sachmitteln
für die Geltendmachung und Durchsetzung der Gebüh-
rcnfcrrderung; dazu gchört etwa die Nicderschrift der aus
verschiedenen Quellcn (Merkbuch, Wachkladde, Mittei-
lung dcs Abschleppunternehmens) zusammenzufiagen-
den f)aten.

bb) Die Festsetzung der Auslagenerstattung beruht auf
$ 5 Abs. 2 Nr. 5 GebG; die Hinzuziehung des Abschlepp-
unternehmens war tür die Bekl. zur Durchführung der an-
geordneten Ersatzvornahme notwendig. Die Höhe des
geforderten Betrages entspricht dem von dem Unterneh-
men in Rechnung gestellten Entgelt.

cc) Der Auftragsgemeinkostenzuschlag gem. $ 5 Abs 5
GcbG i.V.m. $ 1 der Verordnung über die Höhe von Ge-
meinkostenzuschlägen durfte fr.ir die streitgegenständliche
tJmsetzung erhoben werden, weil der llekl. aufgrund der
Ileauftragung des Abschleppunternehmens und in unmit-
telbarem Zusammenhang mit der Amtshandlung Auf-
wendungen entstanden sind.

c) Die Kostenforderung in Gestalt des Gebührenbeschei-
dt:s ist auch nicht aus Gründen derVerhältnismäßigkeit zu
beanstanden. Das ergibt sich aus folgenden Erwägungen:
Die Heranziehung des Pflichtigen ergeht als eine gebun-
dene Entscheidung; dies gilt gem. $ 1 GebOSiO i.V.m.
Nr.25 der Anlage t hierzu für die Erhebung der Amts-
handlungsgebühr, gem. $ 5 Abs.5 Satz i GebG i.V.m. $ I
der Verordnung über die Höhe von Gemeinkostenzu-
schlägen für den geforderten Gemeinkostenzuschlag
sowie nach $ 5 Abs.2 Nr. -5 GebG für die Erhebung der
Auslagen. Gleichwohl entspricht die danach jeweils vor-
gesehene Rechtsfolge nicht notwendig der Rechtslage,
denn der verfassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit kann einer solchen Anwendung der jeweiligen
Vorschrift im Einzelfall - ohne die Gültigkeit der Norm
infrage zu stellen - Grenzen ziehen (vgl. OVG Hamburg,
t-Irt. v. 04.11.2003, DAR 2004, -543 m.w.N.). Eine derartige
Anwendungskorrektur im Einzelfall ist für die Kostener-
stattungspflicht bzw für die Heranziehung zu Gebühren
dementsprcshcnd angezeigL, wenn sich die angeordnete
Rechtsfolge der Kostentragung wegen besonderer Um-
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stünde al$ unangenl$ss(in crwejst. Ilic lJctr:achtung cicr ]:le -

I a n g,c. di c int Ii. a ltrnc n dcs Vclh iil 1 n isrnül3i gkc it sp.t'unil- sa l-

zcs hicr zu cirtcnt angcmcssencn Ausglcich zu trri;tgcrt

sind, trczicht sich dabci nicht lcdiglich ;rul i las Inlercssc

dcs fiahrzcugvcrantwttrt l ichcn cincrscits" von ricn nicht un-

erhehlichen Kosten dcr Absuhlepptral3nahme licigch;l l-

lcn zll wcr"clcn, ttntJ clas Iri lul 'cssc dcr i i l l 'cntl iehcn l{artd

anrlctcrscits. möglichst wci tgchcn cl i nelividur:l l  zuz ui:rEl-

ncndc Kttstcn auf Ordnungspll ichtigc abrvälzctl zu kiin-

ncn (vgl .  ( )V( i  I {ambulg,  tL : t '  V.  14"07.19t . )4"  l ) ( )V 1e()5"

783). Viclmehr ist der i: ler Kostenforderung zugrundc i ic-

gendc Setctrvcrhall l t icr das r"rlspriJrnglich crlnutrtc l)ar-

ken - in dic ltctlachtuttg cinzuhezichc:n;zudcm komrnl cs

Itir i l ic l lcurtcilung dcs (icwichls dcr l lclanS',c i larauf att"

wclchc Schutzwi i rd i5 lkc i t  ihncn jcwci ts  z t tzucrkcnnel l  is t '

In der Rspr. ist anerkannl, dnss der Vcrkchrsleilnehmcr,
q.lcr scin ljirhrzcr.tg ordnuttgsg.i:rnü13 gcparkt unil cine nach-

trüglich eingerictrlcl* 11111vE:rbr)Lszi)nc wedcr gckannt

h:rttc noch rnil ihl hattc tcchncn rniissen' zwilr '  au[ der

l 'r imärcbcnc dcs polizcil iclren l lanr-lolns dic Vril lslrq-

ck ung des n achträglich wirksarn gcwttrden*n Wr:tr11'ahrgc-

bots zu duldcn ha1 (vgl .o. ) ,  zu sc iner l  ( iur ts lcn at rc t '  au l '

cler Sekunrlärehcnc der Kostcnl.ragung - zu bcrücksictrti-

1',cn isl. dass scin Vcrtraucn auf dcn lrorlbcstand dcrr Si-

Iuation tlcs crlaubtcn l)arkcns itt gc:wisscm IJrrriang Sc]rulz

vcrutr ient  (vg l .  I3Verw( i ,  l l r t "  v .  11" t r2 '1996,  a"a.( ) ' ,  V( ]1 i

M an nhcin.r, t. l  r1. v. l -1.02.20{}7, N.f W 2( )()7. 2t)5t' i , V( i l  I Mütt-

chcn.  l l r1 .  v .  17.114.2008 . ' .  t r ]AR 20t18,721,  V{ i I I  Kasscl ,

I  l r l . .V.  20.08^1996.  NJW 19q7.  1 i lZ] ,  ( )V( i  Münstcr ,  t l r t '  ! l

23.05.1995, f '{VwZ-R.R 1996, 59). I)cnn slt ' ;r lJenverkehrs-

ordnungst'echtl ich urnfasst clas Parkcn in Ähgrcnzung zurn

l la l lcn (vgl .  $  l f  Abs3 SIV{))  1;c t 'adc i r t tc i t  -  b is  h in zunr

f laucrparkcn {vgl . .  im ( icgenschluss,  $ 12 Abs.3 i t ,3  h

SIV()  sowic l lVc l f ( i .  I losc i r l .  v .  09.  I0 . I9114,  I lVcr f ( ] [ r .  67"

299) -  c las Recht ,  das Fahrze ug ohnc unmit lc lbare l : iu-

wirk un g,srnügl ichk cit z u vc rl assc n. FrinS',cschriink t wi rd tlas

schutzwürdigc Vcrtrauctt au{ clclt Forll cstand ilcs cr laub-

lcn Parkens wiuderum durch clcn üllgcmeinen {irundsatz,

dass angtrsichls dor vcrscltiedonstcrrt F'tr t-t lzungsanftlrt ir:run

ge n sn dcn i. i{fcntl ichcn Straliunrüunl (einschlie f3lic}t

immcr wicdcr  kulz f r is t ig  c int rc lcndcl '  t rcsondcrcr  Vcr-

kchrss i {ual ioncn)  kc in Vcrkchls lu i lnchmcr dav,rn i r l ts l le-

hen rl:rrf, dass !'crkr:hrsregelungcrn aui Dauel uttvc'rändcrt

l ; l c i t r cn  ( vg l . I lVc rw( i ,  [ ] r t .  v .  I L11 .1996  " '  l ) u \R  1997 .  I  l 9

m. Anm. l lcr r ) .

l) ic t ianach mailgchlichu (irenze dicses schutzwürdigcn

Verlrauens in (iestalt der Mindcst-Vorlaufzeit --d.h. eine r

l i 'r ist zwischen clcm Autstellcn r-icr i larkverhr-rtsschiklc.r

und tiern l leginn oiner Koslcnpl' l iehtigkcit ihrcr Vollziu-

hung '.- ist durch das flVerw{i mit d*m Llrteil vom

I1.12.1996 (a"a.O.)  d i rh in l rcst i rnml  wordcn,  c lass e lcr  Vcr ' -

kehrsteilne hmer ah clem viertcn'Iag nach der Andcrung

auch f i ir dic Kosten in Anspruch gunonrrle:n wcrdcn kann"

[;i" 13e1sr:hnung, dicscr Frist ist in dcr l iolgc durch i icn

V(iI i Mannhcir"n (I lrt"v.13"02.2007. a.a.()") und den V(il l

M unchcn ( t }rt" V. I ?"{}4.:.ü)8, a.a.{ )") zutr e{l 'cncl r"lahin k lar-

gcstellt rvorilen. dass zwischen ilcm thg dcr Äufstellung

dcs Schil i lcs und dcrn 
' l lg 

cincr aul dct' gciinclcrt.cn Vcr-

kehrsrcgclung trcruhenden kostenpll ichtigen Abschlepp-

r r r l r l . l l t ; r l i r t r e  r [ 1 . ' i  v r r l l c  l r r gc  i i e t c t r  m i i sscn "

l)er erke nnendc Scnat schlief3{ sich dicser Rspr. an; an der

l..ntschcirlung d*s ( )V( i I Iarnburg vtlm 1 4.()7.1 994, wonach

die Vrrrlautl i ist drci Wcrktagc und zusiitzl ich cincn Sonn-

oilcr Fcicrtag uttl ' i tsson muss, wird nicht fcstgetraltcn' Mit

dcn-r l lVcrw(i is1 l 'ür clic l lcslinlnrung cler Vorlaulfl ist

wcgcn ihrcs engcn Zusammenhangs mit der am Mallstab

dcl Sichcrhcit und Lcichtigkcit clcs Vcrkchrs zu bcurtci-

lendcn Ähschletrlpnnttrdnung allcin auf stral3cnvcrkchrs-

ortlnungst'echl.l iche l le.' lantr'-c abzustcllcn; l) ic l ir ist

konkretisicrt dcn Vcrlr 'aucnsschulz, clel mit cle l lr l lgcrne i-

nen straficnverkchrsarcinungsrechtlichen Ilestimmung

zurn Flaltcn uncl l 'ar' l i i :n vcrhuntlcn ist ' l)cr Systcrnatik t lcs

ibuntlcsweit in gleicher Wcisc p,eltcnden) SlraLlcnver-

ke hrsorclnungsrcchls cntsprcchend ktlnmt cs dabci nicht

auf die inclividui;l len Vcrhil ltnissc insbcsondcrc clcr cin-

zclne n !brkchrstcilnchmi:r an; diesc könncn allcnfalls in

Furm cinzclncr kttnkrclcr l l .cgclungen hcsottdcrc l le-

rücksichtigung finden (z.f). verkehrsbcruhiglcr l lcrcich.

Anwohncr- l 'arkzonc) .  I ) ic  i r r is t  is t  doshalh unal rhängig

davon zu bcsl.irnrui:n. aus wclchcm (irunr] dr-r hetrollcnc

lbrkchrsteilnchmcr dic Andcrung dcr Farkrcgelung nicht

zrrr Kcnntnis gont)ruIrlcn hitt lc ' '  irn lt l l  dcr f intschcidung

des UVerw(i hatte sictr dcr F-ahrzeugtührcr zu eincr län-

gcrcn l lchancl lunl l  in  c in Krankcnhaus t re lgcbcn - ,  abe r

auch unabhüngig ditvon, wclchcn (gcgcbcncnfalls auch

privatcn) Zwc:ckcn dic AnclcrLurg der Vcrkchrsrcgclung

dicnt .  rvc i l  d ic  zur  f r rmi ig l ichung d icscr  (gcgcbcnenla l ls

durch eine öffcntl ich-rechtl ichc Sondernutzungscrlaubnis

lcrgit imie rtcn) Zw<.ckc vcrl 'ügtc Vct'kchrsrcg,olung als sol-

chc uneing*schränkle l lcachtung vcr langcn kann (vgl .

OV{ i I lamburg, t I l t. v. 04" 1 1 .2003^ n.a.O.). Allgcme inc ve r-

kchrsordnungstccht l ichc l lc langc s ind a l lerd ings in  d ic

EntscheidunE zur FristLrcstimnrung einzustcllcn; hierzu

kann insbcsondr-:rc auch das lntcl 'essc an dcl lJnllastung

dcr StraLicn von lnt"l ividualvelkchr ndcr dic Vcrmciciung

von l)arksuchverkchr g,ohi)ren.

Var diesem Hintergrund bestcht lür den S*nat kein An-

lass. von i lcr l lr-:stimmung der Vtrrlarrflr ist clurch das

[]Verw(i abzuwcichcn. tr]csondcrc IJrnstänclc, aufgrund

dercr lür clcn Zustäntligkeitsbercich dcr llekl. uur cinc wei-

tcr b*mcssctrc, i luch citren Stlntl- ttt lcr f icierlag cinschlic-

tjencle Vorlaulzsit rien Yerkehrsteilnchmerl zumuthar

wür'c" sinrJ nicht lcstzustellcn. Ins{.lwcit kann oll 'cn blcihen.

welche (iri l l lenordnung die in dem angcgril lcnen IIrteil

des Vcrwaltungsgerichts hcschriehene Gruppe clcrienig,cn
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Hamburger Kraflfahrze ughalter hat, die in aller Regel von
Montag bis Freitag (bzw. Sonnabend) ausschließlich an-
dere Verkehrsmittel nutzen, bei denen auch keine anderen
Personen (aus einem gemeinsamen Haushalt) in diesem
Zeilraum das Kfz gebrauchen, die auf einen StellplaLzim
öffentlichen Verkehrsraum angewiesen sind und ihn über-
dies regelmäf3ig nicht in unmittelbarer Nähe zu ihrerWoh-
nung finden. Jedcnfalls fehlt es an einer zwingenden
Begründung daftir, dass nicht auch die Frist von drei vollen
Tägen zwischen dem Aufstell- und dem Nutzungstag einer
Haltverbotsregelung ausreichen sollte, um in zumutbarer
Weise von dieser Anderung der Verkehrsverhältnisse
Kenntnis zu nehmen. Dem Fahrzeugverantwortlichen wird
damit lediglich abverlangt, außer am Wochenende auch
einmal zur Wochenmitte nach seinem abgestellten Fahr-
zeug zu sehen. Ein solcher Kontrollgang wird sich regel-
mäßig mit dem Weg zur Arbeit oder von dort zurück oder
sonst mit den Freizeitaktivitäten aufJerhaib der Wohnung
verbinden lassen. Selbst ein gesonderterAufwand zur Kon-
trolle der Verkehrssituation des geparkten Fahrzeugs wird
typischerweise - eben weil das Fahrzeug in aller Regel in
Gehentfernung zur Wohnung abgestellt sein wird * zu kei-
ner besonderen Belas-tung führen.

tlnerheblich ist schließlich, dass die llekl. selbst erst zu Be-
ginn des Jahres 2005 ihre Praxis auf eine VorlaulTrist ent-
sprechend dem Urteil des BVerwG vom 11.12.1996
umgestellt hat. Eine rechtliche Bindungswirkung kam die-
ser bisherisen Praxis nicht zu.

Wohnsitzerfordernis
Urteil des BVerwG vom 1 1.12.2008 - 3 C 26.07 -

Zur Aberkennung des Rechts von einer tschechischen
Fahrerlaubnis im Bundesgebiet ist Gebrauch zu ma-
chen, wenn der Führerschein nach einer Fahrerlaub
nisentziehung in Deutschland ausgestellt wurde, von
weiterhin fehlender Fahreignung auszugehen ist und
der in Tschechien ausgestellte Führerschein einen or-
dentlichen Wohnsitz in Deutschland angibt.

Aus den Gründen:

Die Revision des Kl. ist unbegründet. Das VG hat seine
Klage gegen die Aberkennung des Rechts, von seiner
tschechischen Fahrerlaubnis auf dem Gebiet der Bundes-
republik Deutschland Gebrauch zu machen, und gegen
die Verpflichtung zur Vorlage des Führerscheins bei der
Fahrerlaubnisbehörde im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

1. Die Klage ist, soweit die Abcrkennung angefochten
wird, nicht wegen mangelnden Rechtsschutzbedürfnisses
bereits unzulässig (so aber in Parallelfällcn VCiH Mün-
chen, Beschlüsse vom 07.08.2008, DAR 2008,662 und vom
11.08.2008 - 11 CS 08.832 -).

Ein Rechtsschutzinteresse fehlt nur, wenn die Klage fiir
den Kl. offensichtlich keinerlei rechtliche oder tatsächli-
che Vorteile bringen kann. Die Nutzlosigkeit muss also
eindeutig sein. Im Zweifel ist das Rechtsschutzinteresse
zu bejahen (stRspr, vgl. u.a. Llrteil vom 29.04.2004 -
tsVerwG 3 C 25.03 - BVerwGE 127,I <3> = Buchholz
451.74 $ 9 KHG Nr. 9 m.w.N.). Hier ergibt es sich jeden-
falls daraus, dass dem Kl. dic Aberkennungsentscheidung,
ließe er sie bestandskräftig werden, als eigenständiger
Rechtsgrund entgegengehalten werden könnte. Er wäre
damit an einem Gebrauchmachen von seiner tschechi-
schen Fahrerlaubnis gehindert, ohne dass es noch darauf
ankäme, ob ein solches Recht möglicherweise schon von
vornherein nach $ 28 Abs.4 Nr, 2 und 3 FeV nicht bestand.

2. Die Klage ist aber unbegründet.

a) Maßgeblich ist die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt
des Erlasses der angefochtenen Verfügung (vgl. u.a. tJr-
teile vom 27.09.1995 - BVerwG 1.I C34.94 - BVerwGE
99,249 <250> = Buchholz 442.16 $ 1-5b STVZO Nr. 24 und
vom 05.07.2001 - BVerwG 3 C 13.01 - Buchholz 442.16
$ 15b STVZO Nr.29 = NJW 2002,78 m.w.N.). Zugrunde
zu legen sind danach das StralSenverkehrsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2003 (BGB1 i S.
310, ber. S.919), zuletz,t geändert durch Art. l" des Geset-
zes vom 14.08.2005 (BGB1 IS.24l2),und die Fahrerlaub
nis-Verordnung vom 1 8.08. 1 998 (B GB 1 I 5. 221,4), niletzt
geändert durch Art. .5 der Verordnung vom 22.12.2005
(BGB1 I S. 3716). Der gemeinschallsrechtliche Maßstab
ergibt sich aus der Richtlinie des Rates vom29.07.1991
über den Führerschein 9Ll439lEWG (AB1 L 23'l vom
24.08.1991S. L), zuletzt geändert durch Verordnung (EG)
Nr.1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom29.09.2003 (AB1 L 284 vom 31.10.2003 S. 1). Dage-
gen ist die Richtlinie20061126lECi des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 20.12.2006 über den
Führerschein (ABl L 403 S. 18), sog.3. EU-Führerschein-
richtlinie, nicht anwendbar. Nach ihrem Art. 18 gilt Art. 11
Absätze 1 und 3 bis 6 mit den Regelungen über den Ent-
zug, die Ersetzung und die Anerkennung von Führer-
scheinen erst ab dem 19.01.2009.

b) Der Rekl. konnte seine Aberkennungsentscheidung
zwar nicht auf $ 11 Abs.2 IntKfzVO stützen;sie findet ihre
Rechtsgrundlage aber in $ 3 Abs. 1 und 2 SIVG sowie $ 46
Abs.1 und 3 i .V.m $ 11Abs.8 FeV.

Die Verordnung über internationalen Kraftfahrzergyer-
kehr vom 1.2.1.1..1.934 (RGB1 I S. 1137), die mit Art.2 der
Vierten Verordnung zur Anderung der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung und anderer stralJenverkehrsrechtlicher Vor-
schriften vom 18.07.2008 (BGB1 I S. 1338) aufgehoben
wurde, war zum Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides
zwar noch in Kraft. Sie war im vorliegenden Fall aber nicht
anwendbar, weil der Kl. seinen ordentlichen Wohnsitz im
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Inland hattc. St;ittr icsscn ricirlctc sich in cincnr solchcn
trall gcm. $ 4 Abs. I Satz 2 IntKlzV() dic Rcrcchtigurlg zunl
f rührcrt von Klz im llunclcsgcbicl nach $ 2fi trcV; sowcit cs
um cinc Entzichung der Ir{l-Fahrcrlauhnjs gcht, sind ä "1
Abs. I unci 2 SIV(; sowic g 46 Abs" I unil3 FcV rrralJqcb-
lich.

Nauh $ 3 Abs. l Satz I StV(i unci S 46 r\bs" I Satz I }: ir" V hal
dic lrahrerlaubnisbehtirde dem lnhabor eincr I'ahrerlar:tr-
nis, cler sich als ungeeignel zum Frihrcn von Kll erwcisl.
die l;ahrerlar:bnis zu cntzichen. I lci cincr auslänclischr;n
I'rahrerlaulrnis hat die Irntziehung, rvie sich aus g 3 Abg. 

-[

Satz 2 StV( l  und $ 46 Abs.5 Satz 2 l ' rcV erg ibt ,  r l ic  Wir-
kung einer Aberke nnung des ldeshts, von der F:ahrerlaub-
nis im Inlanr-l ( ie l-rlauch zu machcn: das l.{cchl. zum }j iührcn
von KIz im lnland crl ischt. Sornit dcckcn sich Q 3 Abs. 1
Satz I StV(i und * 46 Abs. 1 Satz 1 FoV hinsichtl ich ihrer
Vrraussctzunscn mit de ne n dcs $ I I Ahs. 2 IntKlzV( ), clcr
in seinem Satz 3 zudem die $g 3 und 46 F'eV ti ir cntspre-
chend anwendhar erklär"t. l lcirlc: I{cgclungcn schen cinc
gchuncicnc Entschcidung vur. L)ic hie rnach urforderlichcn
Voraussctzungcn lür einc Abr:rkennung lagcn vor.

Vun der lchlcnden Kraltlahrcignung dcs Kl. kr:nnl.c dcr
Ilckl. auf dcr Grundlalle von g 11 Abs. I FeV ausgchcn"
Nach Satz 1 e l icscr  Rcgclung c la l l  d ic  I rahrcr laubnisbc-
hörde hr:i ihrer Entscheidung auf dic Nichtcignung r-lcs
llctr. schliclJcn, wcrln erl sich wcitr1crl, sich untcrsuchcn zu
lasscn, odcr tlcr l'ahrerlaubnisbi-,hürtft: das von ihr gclilr-
derte Gutachten nicht fristg,crccht trcihringl." I)ics sctzt al-
lcr:rJings v()raus, dass dic rcchtl ichcn Vrrraussctzungcn l 'ür
i l ie Anfurdcrung eincs solchen (iulachrens vorlagcn
(stRspr ' ,  vg l "  u.a.  i l r tc i l  vonr  { )9. { )6.2005 I lVcrw( i  3  ( '

21.04 *  I luchhalz 44 '2"10 $ 2 SIV(}  Nr .  I  I  m"w.N.  = DAR
2005^ 578) und dass der lJctr. bci dcr Anordnuntrl zul Re i-
br ingung des ( iu tauhlcns aul  t l ic  } io lgcn e incr  Nichtvor .
lage hingcwicsen wurdc {$ 1 I Abs. I Satz 2 FcV}. l lcidcs
wal hicr dcr ltr l l .

I) ie Vorilussetzungcn für die Anforelerung cines meelizi-
n isc l r -psyc:hologischcn ( lu lachtcrrs  warcn cr l - i i l l t .  ( icm.

$ 46 Abs.3 FcV sind i l ie $ä 11 his l4 cntsprcc-:hend anzu-
wcnclcn, wcnn'l irtsachen l-rckannt wt:rrisn. dic Ile dcnken
lregründcn" dass der  Inhahcr  c incr  lährer laui rn is  zum
Führen eines Kfz uneeeigne t oclcr bedingt geeignel ist.
Nach $ l3  Satz t  Nr .2 l iuchst .  c  I icV ordnct  d ic  I ' i i lhrcr-
laubnisbcli i jrdc zur Vortrereituns von Entseheidungen
ütrer die Anortlnung von ilesehrünkungcn oclcr Auflagcn
an. dilss cin mcdizinisch-psychologischcs (iutachten bci-
zuhringen ist, wcnn ein Fährzeug im StralJcnverkehr bci
ciner IIAK von l,(r l)nrrnil lc odcr rnchr gcl' i ihrt wurdc. l)cr
Kl. hatte, wie sich aus elem rcchtskräliig gcwordenen Stra{-
helehl  vorr r  l2 . l  1 .2001 crg ibt . im. Iu l i  2001 nr i t  e incm l l lu t -
alkerholgehalt von 2.2t) Promille ein l:.ahrzeug im
Straßenvcrkehr geriihrt.

I)iu vum llckl. ausgesprochcnc Anordnung, cin mcdizi-
nisch-psvchologischcs (iutachten bcizubringcn, gcnütrte
auch dcn inhal t l ichcn Anfordcrungcn von g 1 l  Abs.6 Satz
1 und 2 FcV: insbcsonderc isl dcr Kl" auf die sich aus g i I
Abs. I I ' ;:cV crsctrendcn I'rrlgcn cincr Nichtbcibringun5l
ordn ungsgcmrit3 hin gcwicscn worden.

c)  l )cr  l lck l .  war  an c inc l  l ' i i rnr l ichcn Abclkcnnung dc:s
Rcchts. von der Etl-Fahreriauhnis au1 dcm (iebiet der
llundcsri:pu[rl ik I)e utschland (icbrauch zu machcn, nicht
dadurch gchindcrl. dass im Iüllc dcs Kl. dcre n { ie ltung im
Inland rnirglichcrwcisc bcrcits nach g 28 Abs. 4 FcV aus-
gcschlosscn war'.

Nach $ 28 Abs" I Satz I I ' ; 'eV clürfcn lnhabcr einer gii l t lgcn
EIJ-  odcrr  EWl{- Ihhrcr laubnis.  d ic  ihrcn ordent l ichcn
Wohnsitz i.S.d. $ 7 Abs. tr oder 2 in der l3undesreputrl ik
Du ulscli länd h ;ihcn, - vorl;chaltl ich dcr Ltinschriinkungen
naeh den Absützen 2 bis 4 - im { Jmfang ihrer lJerecirtigung
Klz im In l ; rnd i i ihren.  ( icm. Abs.  4 Nr.2 g i l t  d ic  l ierccht i -
{ung nach Abs. I nicht für Inhabe r e iner E[.]- oder l jWl{-
F:rhrcr-laubnis, die zum Zeitpunkt der Erteilung i l ircn
ordcntliche n Wohnsilz im lnland hattcn. Nach Ahs" 4 Nr.3
giil die lle ruchtigung nach Abs. I ferner nicht f ür f,ahrer-
laubnisinhahcr. di:ncn clic I ' 'ahrcrlaubnis i ln Inland vor-
l i iul ig odcr rechtskrättig von uine m Licricht odcr sol'ort
vollzichbar oder Lrestanciskrüftig von einer Ve rwaltungs-
bchiirdc onlzogofl worr-lcn is1. dcncn r"l ic l.; ihrcrlaubnis hc-
slandskr:ättig vcr$a6lt worden ist ode r denen die
['ahre rlaubnis nur dcsh;.rl l-r nicht cntzogcn wordcn is1, weil
sic zwisehenze itlicli au{ die f;ahrcrlauLrnis 1'erzichlct haben.

lm i l inb l ick au1 d ic  Auslcgung,  t l ic  c lcr  gcmeinschaf ts-
lcchtl ichc Äncrkcnnungsgrundsatz bis dahin in r"lcr Rspr"
dcs t ru( iH gc l 'unclen hat tc  (vg i .  untcn.  Abschni t t  c l ) ,
konntc dcr  lJck l .  n icht  rn i t  ( icwisshci t  davon ausgchcn"
dass er dcm Kl. dic in g 28 Abs.4 FcV geregelten Ausnah-
rncn von cir:r (icltunu cincl Htl-Irirhrcrlauhnis ontgcgon-
haltcn durltc. (l lcichwotrl musstc cr sichcrstellen, dass dcr
Kl .^  so l l tc  s ich soinc lehlcndc F, ignung c lwciscn.  in
l)culschland kein K{z würulc l 'ührcn rlürl 'cn. Ausgchcnd
davon war es dem llekl. nicht verwehrt. in IJbcrcinstim-
milng mil cle m l(1. dir ' ( ioltung r"ler tschcchischcn F;rhrer-
l irubnis im lnland zu untcrslollcn und cin ft lrmliches
AbrrrkL--n n ungsvcrrl ahron clurchzuführen" I)ahci w:lr i i f an
rlic r cchtl ictrcn Voraussctzuntrlon cincs solchcn Vcrfahrcns
gehunde n. zu de nen inshcsrndcre der Nachweis lehlonder
Lr ignung g,chi ) r l .  Dcmgegcnübcr  kann dcr  Kl .  s ich n icht
darauf t 'rclr"rfen, dass dic Klärung von Eignungszweileln
mi t  v i ln  ihm zu l lagcndcn Kostcn vcrbundcn is t ;  t lcnn cr
ist cs, dcr sich der (ieilung scincr tschcchischcn F'ahrcr
laubnis auch im In land bcrühmt.

War dcm llckl. somit i lcr Wcg zu cincnt f i jrmlichcn Abcr-
kcnnungsver{:rhrru clirlfnct, hcdarf es keiner {JrndcLrtune
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der angefochtenen Verfügung in einen feststellenden Ver-
waltungsakt des Inhalts, dass die tschechische Fahrerlaut>
nis den Kl. nicht zum Führen von Kfz in der
Bundesrepublik Deutschland berechtige (vgl. dazu VGH
Mannheim, Urteile vom 09.09.2008, DAR 200t1,660 und
vom 16.09.2008 - 10 S 2925106 -).

d) Der Aberkennung des Rechts des Kl., von seiner tsche-
chischen Fahrerlaubnis im Bundesgebiet Gebrauch zu ma-
chen, stand der gemeinschaftsrechtliche Anerkennungs-
grundsatz nicht entgegen. Die Maßnahme war gemein-
schafts-rechtlich zulässig, obwohl die sie auslösenden Eig-
nungszweifel an ein Verhalten anknüpften, das zeitlich vor
der Erteilung der EU-Fahrerlaubnis lag.

aa) Gem. Art. 1 Abs 2 der Richtlinie 91l439lBW(i werden
die von den Mitgliedstaaten ausgestellten Führerscheine
gegenseitig anerkannt. Dabei regelt das europäische Ge-
meinschaftsrecht selbst zugleich die Mindestvorausset-
zungen, die für die Erteilung einer Fahrerlaubnis erfüllt
sein müssen. So muss nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. a der
Richtlinie 911439lEWG die Fahreignung durch das Beste-
hen einer Prüfung nachgewiesen werden, außerdem hängt
die Ausstellung des Führerscheins vom Vorhandensein
eines ordentlichen Wohnsitzes im Ausstellermitgliedstaat
ab (vgl. Art. 7 Abs. 1 Buchst. b dieser Richtlinie). Als or-
dentlicher Wohnsitz im Sinne dieser Richtlinie gilt nach
deren Art. 9 der Ort, an dem ein Führcrscheininhaber
wegen persönlicher und beruflicher Bindungen oder - im
Falle eines Führerscheininhabers ohne berufliche Bin-
dungen - wegen persönlicher Bindungen, die enge Bezie-
hungen zwischen dem Führerscheininhaber und dem
Wohnort erkennen lassen, gewöhnlich, d.h. während min-
destens 185 Tägen im Kalenderjahr, wohnt.

bb) Nach der gefestigten Rspr. des E,UGH ist es Aufgabe
des Ausstellermitgliedstaates zu prüfen, ob die im Ge-
meinschaftsrecht aufgestellten Mindestvoraussetzungen,
insbesondere diejenigen hinsichtlich des Wohnsitzcs und
der Fahreignung, erfüllt sind und ob somit die Erteilung -
gegebenenfalls die Neuerteilung * einer Fahrerlaubnis ge-
rechtfertigt ist. Wenn die Behörden eines Mitgliedstaates
einen Führerschein gem. Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie
91l439lEWG ausgestellt haben, sind die andcren Mit-
gliedstaaten nicht befugt, die Beachtung der in dieser
Richtlinie aufgestellten Ausstellungsvoraussetzungen zu
prüfen. Der Besitz eines von einem Mitgliedstaat ausge-
stellten Führerscheins ist als Nachweis dafür anzusehen,
dass der Inhaber des Führerscheins am Täg der Erteilung
diese Voraussetzungen erfüllte. Dies hat der EuGH in sei*
nen lJrteilen vom 26.06.2008 erneut bekräftigt (Rs. C-
3291A6 und C-343l06, Wiedemann u.a. * NJW 2008, 2403,
Rdn.52 f. = DAR 2008,465 (Ls.) und - Rs C-334l06 bis C-
336l06,Zerche u.a. - Rdn. 49 f. = DAR 2008,459 m. Anm.
König und Geiger, unter Bezugnahme auf die Beschlüsse

vom 06.04.2006 - Rs. C-227l05,Halbritter - Slg. I-49 Rdn.
34 = DAR 2006,375 und vom 28.09.2006 - Rs. C-340/05,
Kremer - Slg. I-98 Rdn. 27 = DAR 2007,77).

Dementsprechend hat der EUGH die Befugnisse der Mit-
gliedstaaten nach Art. 8 Abs. 2 und 4 der Richtlinie 91,14391
EWG einschränkend ausgelegt. Gem. Art. 8 Abs. 2 der
Richtlinie 91l439lEWG kann der Mitgliedstaat des ordent-
lichen Wohnsitzes vorbehaltlich der Einhaltung des straf-
und polizeirechtlichen Territorialitätsprinzips auf den In-
haber eines von einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten
Führerscheins seine innerstaatlichen Vorschriften über Ein-
schränkung, Aussetzung, Entzug oder Aufhebung der Fahr-
erlaubnis anwenden. Nach der Rspr. des EUGH kann er
diese Befugnis aber nur autgrund eines Verhaltens des Betr.
nach Erwerb des von einem anderen Mitgliedstaat äusge-
stellten Führerscheins ausüben (vgl. in diesem Sinne die Be-
schlüsse vom 06.04.2006 - Rs. C-227l05,Halbritter - a.a.O.
Rdn.38 und vom 28.A9.2006 - Rs. C-340/05, Kremer - a.a.O.
Rdn. 3.5). Gem. Art. 8 Abs. 4 der Richtlinie 91/439/EWG
kann es ein Mitgliedstaat ablehnen, die Gültigkeit eines
Führerscheins anzuerkennen, der von einem anderen Mit-
gliedstaat einer I'erson ausgestellt wurde, auf die in seinem
Hoheitsgebiet eine der in Abs2 genannten Maßnahmen
angewendet wurde. Flierzu hat der EuGH klargestellt, dass
weder das Recht, von einem in einem anderen Mitglied-
staat ausgestellten Führerschein Gebrauch zu machen, von
einer vorherigen Genehmigung abhängig gemacht werden
darf (Urteil vom26.06.2008 - Rs. C-329106 und C-343l06,
Wiedemam u.a. - a.a.O. Rdn.61 I, unter Bezugnahme auf
seinen Beschluss vom 28.09.2006 - Rs. C-340/0-5, Kremer -

a.a.O. Rdn. 37) noch der Mitgliedstaat berechtigt ist, die An-
erkennung eines von einem anderen Mitgliedstaat ausge-
stellten Führerscheins unter Berufung auf seine naticmalen
Vorschriften unbegrenzt zu verweigern, etwa dann, wenn
seine Vorschriften strengere Erteilungsvoraussetzungen
enthalten (Urteil vom 26.06.2008 - Rs C-3291A6 und C-
343106,Wiedemann u.a. - a.a.O. Rdn.63 unter Bezugnahme
auf das llrteil vom 29.04.2004 - Rs C-476l01, Kapper - Slg.
I-5205 Rdn. 77 = DAR 2004,333 m. Anm. Geiger und die
Beschlüsse vom 06.04.2006 - Rs. C-227 l05,Halbritter - Rdn.
28 und vom 28.09.2006 - Rs. C-340/05, Kremer - Rdn.30, je-
weils a.a.O.). Vielmehr sind die genannten Vorschriften als
Ausnahme vom allgemeinen Grundsatz der Anerkennung
der Führerscheine eng auszulegen.

cc) Ein Zugriffsrecht des Mitgliedstaats besteht jedoch
dann, wenn der neue Führerschein unter Missachtung der
von der Richtlinie aufgestellten Wohnsitzvoraussetzung
ausgestellt worden ist. In seinen flrteilen vom 26.06.2008
hat der EuGH klargestellt, dass es nach Art. 1. Abs2,7
Abs. 1 sowie 8 Abs.2 und 4 der Richtlinie 91,4391EWG
einem Mitgliedstaat nicht verwehrt ist, es abzulehnen, in
seinem Hoheitsgebiet die Fahrberechtigung anzuerkemen,
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dic sich aus cinenr zu einem späteren Zcitpunkt vLrn ciniirn
anclclcn Mitglicdstaat ; iusllcstclltcn Fiihrcrschein crgiht,
wcnn auf"dcr (irundlagc von Angahcn in diescnr l l i ihrer-
schcin odcr anclcrcn v()m AusstclIermitgllicclstaat hcrrüh-
rcndcn unbesl r 'ci lharcn ln frlrmationern lcslslcht, rla ss zurrr
Zr:itpunkt der Ausstcllung r"iicses Frihrcrschcins scin Inh;r-
her. irul 'dcn im f{ohcitslichict rics clslcn Mitglicrlstaates
einc Mal3nahinc des l inlzugs dcr l 'r 'ühcrcn lthrcriauhrnis
angcwcndct wordcn ist, scincn ortJcntl ichcn Wohnsitz nicht
im IIohcitsgcbicl dcs Ausslcllc:rrnilglicdslaii lcs hattc. Dcr
EUGH vcrwcisl eur l lcgründung auf den lleitrag, rlen dic
Wohnsitzvuraussctzung zul l lck;,impl"ung dcs Fiihrcr
schcinlüurismus zu lcistcn habc. nactidenr eine vollstl indige
Ilarmonisicrung dcr mitgliedstaatl ichcn Rcp,clungcn zu
dcn VoraussctzungLrn l 'ür' dic I ' ,ahlcrl;ruhniscrl.eilung bis-
lang t'ehlc. Zutlcm scj tlicsc Vrraussclzung uncrlässlich, unr
tl ic Kra{1ltrirrcignurtg zu i it 'rclJrri i lcn. Auch irn I I inblick aui
Art.7 Abs.5 dcr Richtl inic 91/439l[lW(i, wonach icdc I 'er-
son nur  Inhzrhcr  c incs c inz igcn von c inem Mi ig l ice ls taat
ausgestclltcrt Fiihlerschoins scin kann. kornnrc rJcr Wohn-
sitzvorausst:tzung, nach der sich der Äussteilermitgliedstailt
bcstirrrmc^ einc trcsonclcru l lcdcutung ini Vcrhültnis zu den
übrigcn in dcr Richtl inie aul_gcstclltcn Voraussctzungen zu
(tJrtcilc vorn 26.06.20{}it - Rs ('-329/0{i untl C-3,131{}6,
Wicdcmünn u.a. - a.i i .(). Rdn.6lt {1. s<'rwic Rs. (l-334106

bis C-336106. Zcrche u.a" - a.a.{)" Rcln. 65 l l" i.

el, l) Dic in r-lcn tJrleilcn eies Eu(iII vorri 26.0fi.2001t gc-
nannlen Voraussetzungen lt ir einc nach dem (iemein-

schal tsrcchl  zu lüss igc Nichl .anerkennung c ie r  in  c inenr
anderen Mitgliedstaat erteilten I: lJ-lüirrerlauhnis lagen
hicr vor. Aus dem l';ührerschein. clcr dt;m Kl. arn 25.t)5"2{X)5
in dcr' l schcchisuhen Rcpublik austrlcslcllt wurdr;, ergab
sich, dass der Inhaber zum Zeilpunkt der Ausstellung sci-
ncn ordcnt l ichcn Wohnsi tz  n icht  im Ikrhei tsgcbict  des
Ausstellermitgliedstaates hatte.

l ) ic  i r r  d ioscn [ ] r  tc i lcn aulgcsle l l tcn ( i rundsützc s int i  un-
gcachtct dcsscn anwcnritrar, dass dcr mafJgcblichc Zeit,
punkt Iür die Ilcurtgilung" rlcr l{.cchtmiif-i igkcit dcr
ange f <rchtcncn Vcr:fügung wic ausgcrlihrl * dcr ihrcs lrr-
lasses ist. l) ic :\uslcgung ciner Vorschrift des Gcmcin-
schal' l .srcchts. dic dcr Eu(ilI in Austibr"rnq dcr ihrn clurutl
Art.234 Iluctrst.;r lr{, i vcrl ichcncn l}efugnis vornirrrrnt. r: l--
l l iulcrt uncl vcrclcull icht dic lScr-loutung und'Ii agwcil.c dic-
sc l  V;rschr i [1 ,  sc wic s ic  sc i t  ihrcnr  In-Kraf t - ' l ic tcn zu
verstchcn und anzuwcndcn ist oder gcwcscn wärc" I)cm-
cnlsprcchcnd is l  d ie Vorschr i l t  auch aul  Rcchtsvcrhül t -
l isse anzuwcnden, die vor F,rlass dcs auf das Auslcgungs-
crsuchcn Lrfganl']enen Llrl.ci ls cntsli lncicrn sind (vgl. u.a. I ir.
te i l  vom 1.5.12.199"5 Rs.  C-4151!J3, lJosman -  Slg.  I -4921
Rdn. 141 ). E,inc unzulüssigc Rür:kwirkung liegl darin nicht.

I:rbe nso isl cs unerheblich, dass itl l{ucht dcr'l'sehechischcn
Repuhlik zu dem Zcitpunkt, als r, lem Kl. clorl sein ncucr

Friihrcrschcin itusgr:stclh wurde, rias in cii:r Führerschcin-
richtl inic aulgcstclltc W<rhnsitzcriordernis ntnh nicht um-
gcst: lzl war, sondern cs cr sl. rnit. Wirkung zunr ()1 .07.2006 irr
rlie tschcchische Rechlserrdnung cingefügt wurde. Es krxnmt
allcin daraul"an, dass gc11cn das durch tl ic Richtl inic selbst
vorgegchcn c Wrrhn si tzcrlordcln is vcrstollen wulde. l ):rvorr
gchl aur:h r-lcr lru(i l l  ohnc Woitcros aus. I)ic ihrn zur Vrr-
nbsntschcidung:, vorgc legl en Vcrl ahrcn. dic der Ausgün gs-
punkt für scine neuc l{.spr. waren, tretralbn gerade solchcr
tschcchisctrcn l-rrhrcrlaubnissc, dic dort vor dcrrr 01.07.2006
erteiit worden waren (v91. I lrtci l vom 26.06.?008 - Rs.
t..-329106 und (l-343106. Wicdcmann u.i ir. - n.a.O. Rdn. 67).

cu) Sowrit r"lcr Kl. rfic l.{ectrtswidrigkeit der Aberkennung
darnit bcgriinclcn wil l. class elcr I lckl. cinc [-irmcsse:nsc'n1-
schcidung zu lrcllcn gchabt und dicses Ennesscn unzu-
rcir:hend ausgcLibt hal-rc. vcrkcnnt er die Systc:matik des
( icmcinschallsrochts.

l lci dem dcn Mitgliuclstaaten vorn IluGll zugestandcncn
Rccht .  in  ihrent  I lohci tsgohict  d ic  Ancrkonnung u i r r r : r  vor i
eincm andcren Mitglicdstaat ausgcstelhcn Fhhrhrerechli-

I un[', unter t lcn gcnan n lcit Volar.tssctz un gc n ;rhzulehncn
(,,kann"), handclt cs sich um uinc rcchtl ichc l le lugnis der
Mitg,,l icdstaatcn zu cincr cntsprcchendcn Gcst:rltung ihrcs
innclst:rall ichcn l.(cchts und nichl etwa unr clic l legrün-
dun61 cincs lirrncsscnsspielraums der Verwaltungsbehör-
dcn. L)as folgt schon daraus, i lass dcr F.u( l l l  hicr
ldegclungcn ciner Riühtl inic ausgck:gt hat, also cincs
Instrurncnls dcs sckundürcn { icrnc inschaf tsrcchts,  das,
wic Ar t .  249 F,( ;  zu cntnchnrcn is t ,  gcrac lc  aul"  d ic  {  Jmscl -
zung durr:h dic Mitgliedstaitten angelcgt ist unrJ sich an sie
rich t"ct.

cJ Neben der  Ahrrkcnnung des Rechts des Kl" .  von der
tschcchischr- :n I ' iahrcr laubnis ( icbrauch zu machcn.  s ind
auch die weiteren vrim llekl. gclro{fcnt;n ltegelungen
nichl zu hcanslanden. I)ic An<;rdnung. r. len tschcchischcn
Irührerschcin zur  Anbr ingung o incs Spcrrvcrmcrks vor-
zulegcn" findet ihre Rechlsgrundlage in $ 3 Atrs. 2 StVti
i.!'.nr. N 47 i\bs. I Salz I unci Abs" 2 Satz I lir-rV.

Fahrverbot in Umweltzone
ßesch/u.srs ejr:s V{i llannover vom A4.1 2.2008 4 ß 91}l0B

1.  D ie  Überschre i tung des  in  g  3  Abs .4  und 5  der
22. BlmSchV festgelegten Grenzwertes zuzügl ich
Toleranzmarge re{htfert igt  die Aufstel lung eines
Luftreinhalteplanes.

2.Zur Frage der Rechtmäßigkeit von Fahrverboten in-
nerhalb einer Umweltzone, die mit  dem Ziel  der
dauerhaften Verminderung einer zu hohen NOz-
Belastung eingerichtet wurde"
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Aus den Gründen:

1. Rechtsgrundlage der angefochtenen Fahrverbote in der
Umweltzone ist $ 40 Abs. 1 Satz 1 BImSchG. Hiernach be-
schränkt oder verbietet die zuständige Stral3enverkehrs-
behörde den Kraftlahrzcugverkehr ,,nach Maßgabe der
straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften", soweit ein Luft-
reinhalte- oder Aktionsplan nach $ 47 Abs. 1 oder 2
BImSchG dies vorsehen. Entgegen der Auffassung des
Antragstellers räumt diese Vorschrift der Antragsgegne-
rin als zuständiger Straßenverkehrsbehörde keinen Er-
messensspielraum ein. Die Antragsgegnerin ist vielmehr
strikt an die Vorgaben des durchzusetzcndcn Luftrein-
halte- oder Aktionsplans gebunden. Die Bezugnahme auf
die straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften bezieht sich
nach Auffassung der Kammer nach Art einer Rechtsfol-
genverweisung nur auf die Umsetzung der Verkehrsbe-
schränkungen. Dem Straßenverkehrsrccht ist nur zu
entnehmen, welche Verkehrsschilder in welcher Weise auf-
zustellen sind.Wollte man daneben noch das Vorliegen der
weiteren straßenverkehrsrechtlichen Voraussetzungen
fordern, würde man die Wirkung des $ 40 Abs. 1 BImSchG
unsachgemäß einschränken, mit desscn Hilfe letztlich
europarechtlich vorgegebene Luftqualitätsstandards
durchgesetzt werden sollen (so Landmann/Rohmer, LIm-
weltrecht I, Stand April 2008, $ 40 BImSchG Rdn. 14,15;
Jarass, BImSchG, T. Aufl. 2007, $ 40 Rdn. 7 ff.).

Mit den vom Antragsteller angefochtenen Fahrverbots-
zeichen in der Umweltzone hat die Antragsgegnerin die
in $ 6 Abs. 1 SIVG i.V.m. $ 39 Abs. 2 Satz3, $ 41 Abs.2 Nr.
6 SIVO vorgesehene n Zeichen gewählt.

Bei dem vom Rat der Antragsgegnerin am 12.07.2001
beschlossenen,,Luftreinhalte-Aktionsplan Ha." handelt
es sich in erster Linie um einen Luftreinhalteplan i.S.d.
$ 47 Abs. 1 BImSchG, mit dem die Einhaltung bestimmter
Immissionswerte dauerhaft erreicht werden soll. Unter
Pkt.7.11 sieht dieser Plan Fahrverbote in der Umweltzone
frir Fahrzeuge mit höheren Schadstoffemissionen (insbe-
sondere ältere Dieselfahrzeuge) vor, die die Antragsgeg-
nerin durch Aufstellen des VZ 270.1 nebst ZusaLzzeichen
umgesetzt hat. Hinsichtlich Pkt.8 ist der Plan als Aktions-
plan i,S.d. $ 47 Abs.2 IlImSchG zu qualitizieren, weil hier
kurzfristige Maßnahmen für den Fall einer bevorstehen-
den Immissionsgrenzwertüberschreitung geregelt werden.
Nach $ 47 Abs. 2 Satz 3 BImSchG ist es rechtlich nicht zu
beanstanden, dass die Antragsgegnerin mit dem hier vor-
liegenden Plan beide Formen kombiniert hat.

Der ,,Luftreinhalte-Aktionsplan Ila." wird sich bei sum-
marischer Prüfung der Kammer in formeller Hinsicht vor-
aussichtlich als rechtmäßig erweisen.

Die materiellen Voraussetzungen für die Aufstellung des
,,Luftreinhalte-Aktionsplan Ha." liegen bei summarischer

Prüfung ebenfalls vor. Nach $ 47 Abs. 1 BImSchG muss
die Behörde einen Luftreinhalteplan aufstellen, wenn die
nach $ 48a Abs. 1 BImSchG in der Verordnung über Im-
missionswerte für Schadstoffe in der Luft - 22. BImSchV
festgelegten Grenzwerte einschließlich festgelegter Tole-
ranzmargen überschritten werden.

Für die Feinstaubbelastung der Luft (PM10) im Stadtge-
biet der Antragsgegnerin ist dies, soweit die Kammer das
bei summarischer Prüfung feststellen kann, derzeit nicht
der Fall. Für die PMl,0-Belastung setzt $ 4 Abs. 1 Satz 1
der 22. BImSchV einen Tagesmittelgrenzwert 50 pg/m3 bei
35 zulässigen Überschreitungen im Jahr fest. Nach den flä-
chendeckenden Ermittlungen der allgemeinen Schad-
stoffbelastung in Niedersachsen durch das Staatliche
Gewerbeaufsichtsamt Hi. im Rahmen des Lufthygienische
Überwachungssystems Niedersachsen 1LÜN) wurden an
der auf dem Gebiet der Antragsgegnerin betriebenen Ver-
kehrsmessstation G.-Straße die zulässigen 35 PM10 -Über-

schreitungstage in den Jahren 2002 bis 2005 nicht
eingehalten. Stattdessen kam es zu I02, 138, 86 bzw. 64
Überschreitungstagen pro Jahr. Seit dem Jahr 2006 sind
jedoch - und davon gehen auch die Beteiligten überein-
stimmend aus - keine Grenzwertüberschreitungen mehr
vorgekommen. I)er LÜN-Jahresbericht 2006 (www.um-
welt.niedersachsen.de) führt diesen Umstand unter Pkt.
4.2.zunächst auf ein im Jahr 2006 von der EU neu einge-
führtes Messkorrekturverfahren zurück. Darüber hinaus
ließen Untersuchungen vermuten, dass der Rückgang der
Llberschrei- tungstage auf einen größeren Anteil von Win-
den aus südlichen Richtungen zurückzuführen sein
könnte, der in der Straße zu einer besseren Durchlüftung
fuhrte als in früheren Jahren. Möglicherweise zeigten auch
erste von der Stadt ergriffene Maßnahmen, wie die An-
derung der Ampelschaltung zur Verbesserung des Ver-
kehrsflusses, Wirkung. Es läge darüber hinaus in der Natur
des Grenz- wertes für den Tägesmittelwert, dass bereits re-
lativ kleine Anderungen der mittleren Belastung oder des
Zeitverlaufes der Schadstoffkonzentration zu erheblichen
Veränderungen in der Anzahl der Überschreitungstage
tuhren könnten. Für das Jahr 2006 lag in Ha. die Anzahl
der Überschreitungstage jedenfalls nur noch bei 27 und
damit deutlich unter dem Grenzwert. Im Jahr 2007 sank
die Anzahl der Überschreitungstage nach Pkt. 4.2 des
LÜN-Jahresberichtes 2007 sogar auf nur 8.

Offen bleibt jedoch, ob die im LliN-Jahresbericht 2006
genannten Gründe für die Reduzierung der tiberschrci-
tungstage die sichere Prognose zulassen, dass auch inZlu-
kunft die PM1O-Grenzwerte im Stadtgebiet der Antrags-
gegnerin eingehalten werden. Dies gilt umso mehr, als in
den vergangenen Jahren zwischen 2A02 und 2005 die für
die Feinstaubbelastung geltenden Grenzwerte ständig
deutlich überschritten worden sind. Mit der sich hieraus
ergebenden Frage, ob in der Vergangenheit vorgekom-
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mcne (;rcnzwcrtübcrsEhrci{ungrjr} hcreits die Aul stcllun g
cincs Luflr 'cinhaltcplancs rcchti 'er:t igcn odcl ob tl ic (it 'cnz-

wcrtühcrsclrruitung stcls aktucll r.vnt T,ciLpun kl scincs In-
krafttretens vorlicgcn muss und dic Rehönle dann aul
schwan kcndc Schadslol' lbclasl ungcn nicht rcagiclcn kann.
muss sich die Kamrncr lctztl ich nicht auscinandersclzcn.
l lcnn trinsichtl ich dcr Stiukstofl 'dioxidirciirstunSl (N()r)
l icgt irn Starjtgebiet cler: Antragsgcgncrin einc (ircnzwe r' l-
übcrschrei lun g jcdcn falls vor.

| in tgcgen dcr  Aui l 'assung c los Antragste l lcrs  sc lz t  d ie
22. i l lmSchV bereits ab dem "lahr 2006 einzilhaltcndc
Wcrtc für  d ie N() : - l le lastung dcr  Luf  t  les l .  Zwar is t  der
nacli $ 3 Abs. 4 der 22.l l lmSchV geltende .lahresrnittel-
grenzwert l 'ür clicsen Scharlstofl 'vtin 4{) pglml ersl ab dcm
.lahr 2tl l0 e inzuhaltcn. S 3 Abs. 5 der 22. [] lrnSchV sctzt
Ii ir cl ic NOz-llelastung jcdocli weitt: re Fristcn beginnend
mit clsrn .lahr 2006 und sich stctig vcrrinp,crnr-lc' l ir lcranz-
margen fest. Nach $ 1 Nr. 5 der 22. f l lmSehV bezeichnet
c lcr  l legr iÜ"I t r lcranzmarge c incn in  jähr l iche n Stu lcn ah-
nchmcnclcn Wcrt. um dcn dcr Immissionsgrcnzwert in-
nerhalb der in dcn $g ":tr. "5 unr! 6 festgcsctzton l;risten
üborsc,hrittcn wcrdcn darl. ohncr tl ic Lrrslellung von l,ull-
reinhalteplänen zu be<iingen. Nach g 3 Abs. 5 der
22.  l l ImSchV bctr l ig t  d ie ' l t r lcranzmar"se t 'ür  d ic  N() : - l lc -
lastung irn Jahr 2006 ti gg/mr urrd vcrminrlert siuh ab dem
( i1 .ü1 .2007  h i s  zum 01 .01 .2C I10  s lu f ' enwc i se  um jäh r l i ch

2 pglml. Ir 'ür clas.lahr 2006 creiht sich somit ein (ircnzwcrt

von 48 pglm3. für das "lahr 2ü07 *ntsprechend 46 p/m:r.
Nach dcn Mcssungcn dcs Lt IN wurden c l iersc Wor le in
den .fahren 2{i02 bis 2006 ste [s dcutl ich übersr-:hritten: sie
lagen zwischen 5ti pglm3 unr"l {16 pglm3.Auch f i ir das ,lahr
2007 licgt cinc (ircnzlverli ibcrschreitung vor. Naeh l,kt.
4.2 des LtiN-.lahresberichtes 2{}07 l iegt der N{}z-Wt:rt an
elcr Vcrkehrsmessstatirln in der (i.-Stral"]c im .lahrcsrrrit-
tel tre i -5{i ;r/m:r" Aufgrund dieser Werte geht diu Karnrner
s ic :her  davon aus,  dass dor  ab 2010 st r ik t  u : inzuhaherndc
We r t  von 40 pre/rn: t  im Stadtge b iet  der  Antragsgcgncl in
iihne weitere scharistoftvermindernde L4af]nahmen nicht
c ingehal tcn werr lcn kann.

Da die NOz-Bclastung im Stadtgcbict somit deutlich übcr
dcn .Iahrcsmittclgrcnzwerrtcn elcr 2?" l l lnrSclrV l i1:gl^ war
dic Antragsgegncrin vcrpll ichtot, cincn Lullrcinhaltcplan
nach $ 47 Abs. I I l ImSch(i aulzuste [en. I)icsc Verptl ich-
lung wird nicht dadurch intiagc gc:stcllt, dass dic Antrags-
gegnerin - worauf der Antragstcltrer hinweist - bcinr
l lcschluss über dcn l ,u f t rc inhal lcp lan im . Iu l i  2 t )07 sc l t rs t
auch noch von einer tJbcrschrcitung iicr f icinslaubgrenz-
wcrtc ausgcg,angcn ist. IJenn clas Nie--derrsächsischc Mini-
s tenum lür  l imwe l t  und Kl i rnaschutz uncl  in  dcr
Zuständigkcit nachtolgend die Äntragsgellnerin ist bei
Pli lnau fstcll r"rng sclhst davr-rn a usg,cgilngiin. dass volra np,i-
ges Zicl dcs Lulircinhallcplane: die St-rnkung dcr Nü:-Bc-
Iastung sein soll. LJnter Pkt" 0 dcs l,ultrcinhaltcplanes führt

dic Antragsgcglncdn ausdrücklich ails, dass sich dic Not-
wcndigkci t  dc l  Aul .s lc l lung vor i  Lul ' l rc inhahcplüncn rn i t
dcnt  Schwcrpunkt  inr  Vcrkehlsbcrc ich n ichl  mchr vor ,
rangig aus dcn i lrcnzwcrtühersctreitungcn bci Fcinstüu-
I;cn cr giht" soniicrn dar;rus, class clic
Stickstr:lfdioxirihclastung zu hoch ist und dicse zu mehr
als 6()%, allcin vorn Vcrkchr verrulsacht wird. Auljcrdcnr
sprich{ $ 47 Abs. l l} lrnSc}rti cl ic striktc Vcrpl' l ichtung dcr
zuständigcn Behrjrdc üus, bci {ircnzwerlühcrschreitung
e incn l.ul 'trcinhaltcplan aulTuslcllcn. Insowcil ist cin l,uft-
leinhaltcplan niclrt mit llebauungsJ'rlänen vergleichhar, die
dic  ( iomcindcn nach $ 2 Abs.  I  l lau( l l l  in  c igcncr  Vcrant-
\v{)rtrng i lu{stcllcn und rvo sich cinc tü1süchlich unzutrcl-
lcndc V<'rrstcllung rics Plangchcrs auf die RcchtmüfJigkcit
rics Plancs auswirkt. Hicr war die Antragsgcgncrin schon
wegcn der zu hohen N0z-llclas-t*ng verpfl ichtet, eincn
Lul ' t rc inhi r l lcp lan aufzustc l lcn,  so dass s ich c inc u.  IJ .  lch-
lcrhalte l l inschätzung, r. ltr zusätzlich noch cinc IJbcr-
schreilung clcr Fcinstautrgrcnzwcrtc vor' l iegt, insowcit
n ich l  auswirk l .

Sowei l  der  Antragstc l ler  rügt ,  d ic  dcm l -uf t re inhal tcp lan
zugruncle l iugcnclcn Mcssungcn scicn lchlcrhat't durchgo-
führt worden. bieibt scin Vorbring*n zu unsulrstanti iert.
Nach l 'kl.4.l elcr j<.:wr":i l igcn I-t tN".lahrcsbcrichtc fi ihrt das
Staatlichc (icwerheaul.richtsamt Hi. scinc Messungen und
Modetrlrechnungt:u nacli dcn insoweit maf3gcblichen Vtrr-
gabcn dcr Anlaecn 2 bis 4 z.ur 22.l l lr lSchV durcli. Danach
wtrd diu Luftqualität im sem. $ I Abs 2 der 22. RImSchV
vom zusli indigcn Nieelersiic:hsiscfic Ministcrium fi ir t. lm-
welt unej Klimaschutz l'estgelegten Llallungsraurn Hä. an
zwci Mr:ssstatiollr-:n (n;rch Anlage 3 I a z.ur 22.l l lmSchV
rciclit dicsc Anzahl aus) überwiicht und clic crzicllcn []r-
gebnissc w*rden nach dem in Anlage 4l z,ur 22. []ImSchV
vi.lrgcscrltcncn M odc I lbercch n ungsvcr'fahrcn l 'ü r dic i ibri -

gen Stral3en dcs Stadtgebiets hochgerechnet. Vorbehalt-
l ic l i  wci tcrcr  Substänt i ierung,u l  dcr  I {ügc dcs z\nt rag-
slcllcrs im llauptsachevorlahrcn gcht dic Kammer bei
summarischer Priifung irn vorläufigen ldechtsschutzver-
lahrcn davr ln aus.  dass c l ic  Nt) : - l lc lastung i r l  I la l lungs-
raum IIa. korrekt ermittelt wurde unrl legt rl ie in den
l - [ iN- . lahrcsber ichtcn crnr i l te l tcn Schacisto l lwcr tc  zu-
gruncli-:.

Ohnc frrfole macht clerr Antragstcllcr gcltcnd, dcr von der
Antragsgcgncr in aulgcsto l l tc  l -u i t rc inhal lcp lan cntsprc-
clrc nicht den A*fordcrungc'n der 22.11IrnSchV. Nach g 47
Abs.  1 I l lnrSch( i  muss c in Luf t rc inhal tcp lan dcn Ant i r r -
dcrunscn der 22. UlrnSchV cntsprcchcn und dazu naclr
I  I  I  Ahs.3 dcr  2?.  i l lmSchV nr indcstcns d ic  in  dc l  h icrzu
orllangonLrn r\nlagc 6 gcnannlcn bcschrcihcndcn Mcrk-
malc cnthahcn. IJics sinrl z.l]. allgcrncino lnformationcn
zunt ( )r1 dcs { . lbcrsclrlci lcns, zur zuslüncligcn l}i:hiirclc, zr"r
Art und llcurte i lung dcr Verschmutzung ctc:. IJiese Anga-
hcn sind nach Art.8 Ahs. 3 dcr Richtl inie 1996162/F.W(;
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in regelmäl3igen Abständen der Europäischen Kommis-
sion zu übermitteln. Würde der ..Luftreinhalte-Aktions-
plan Ha." diese Angaben nicht oder nicht vollständig
enthalten, käme die Antragsgegnerin ihren Berichts-
pflichten gegenüber der Kommission nicht bzw. nicht voll-
ständig nach. Die RechtmalJigkeit der im Luftreinhalte-
plan angeordneten Maßnahmen und damit mögliche
Rechte des Antragstellers können durch möglicherweise
unvollständig erfüllte Berichtspflichten jedoch nicht be-
rührt werden.

Die Kammer kann im vorliegenden Eilverfahren nicht
cindeutig beurteilen, ob die im,,Luftreinhalte-Aktions-
plan Ha." unter Pkt. 7.11 festgelegten Fahrverbote in der
Umweltzone für Fahrzeuge mit höheren Schadstoffemis-
sionen geeignet sind, zur dauerhaften Verminderung der
NOz-Belastung im Stadtgebiet der Antragsgegnerin bei-
zutragen, und ob sie sich entsprechend ihrem Verursa-
cheranteil und unter Beachtung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes an die Emittenten richten, dic zur tlber-
schreitung des Jahresmittelgrenzwertes für Stickstoffdi-
oxid beitragen ($ 47 Abs.4 Satz 1 BImSchG). Deswegen
sind die Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens als
offen zu beurteilen.

Für ihre Umweltzone hat die Antragsgegnerin Fahrver-
bote angeordnet, die im Wesentlichen Dieselfahrzeuge be-
treffen. Bei summarischer Prüfung geht die Kammer mit
der Antragsgegnerin davon aus, dass die NOz-Belastung
in den Städten zu 60"/o und damit zu einem überwiegen-
den Anteil allein vom Straßenverkehr verursacht wird.
Hauptverursacher dieser primären NOz-Emissionen sind
dabei die Dieselfahrzeuge, deren Stickoxidemissionen
mehr als dreimal so hoch liegen wie die vergleichbarer Kfz
mit Otto-Motor (Benziner) (vgl. Wikipedia - Abgasnorm).
Entsprechend dem Verursacheranleil sind die Fahrer nicht
schadstoffarmer Dieselfahrzeuge damit die richtigen
Adressaten für Fahrverbote in der f]mweltzonc und an
der Höhe des Schadstoffausstoßes orientierte Fahrverbote
für Dieselfahrzeuge werden deshalb grundsätzlich nicht
zu beanstanden sein.

Welche Fahrzeuge die von der Antragsgegnerin einge-
richtete Umweltzone ab 2008 noch befahren dürfen, rich-
tet sich - abgesehen von zahlreichen Ausnahmeregelun-
gen * nach der Schadstof{klasse der Fahrzeuge und ihrer
entsprechenden Kennzeichnung nach der 35. BImSchV.
Diese Verordnung regelt in ihrem $ 1 Abs. 1 Ausnahmen
von den Verkehrsverboten nach $ 40 BImSchG und die
Zuordnung von KD zu Schadstoffgruppen und bestimmt
Anforderungen, welche bei einer Kennzeichnung von
Fahrzeugen zu erfi.illen sind. $ 6 Abs.3 der 35. BImSchV
teilt die Fahrzeuge in vier Schadstoffklassen ein. Grund-
sätzlich gilt zunächst: In die schlechteste Schadstoffklasse
l, (ohne Plakette) fallen Benziner ohne G-Kat und flie-

selfahrzeuge schlechter EURO 2, in die Schadstoffklasse
2 (rot) Dieselfahrzeuge mit EURO 2, in die Schadstoff-
klasse 3 (gelb) Dieselfahrzeuge mit EURO 3 und in die
Schadstoffklasse 4 (grün) Benziner besser EURO I und
Dieselfahrzeuge mit EtIRO 4 oder besser. Diesen Schad-
stoffklassen entsprechend hat die Antragsgegnerin das Be-
fahren ihrer Umweltzone zeitlich gestaffelt verboten:Ab
2008 dürfen keine Fahrzeuge ohne Plakette mehr fahren,
ab 2009 nur noch Fahrzeuge mit gelber Plakette und ab
2010 nur noch solche mit grüner Plakette.

Strikt nach den EURO-Normen gestaffelte Fahrverbote
sollen nach der Prognose der Antragsgegnerin die NOz-
Emissionen bis zum Jahr 2010 um bis 211,5% senken. Die
Voruntersuchung zum Luftreinhalteplan Ha. des Inge-
nieurbüros L. von Mai 2006 (Materialband 11a zum Luft-
reinhalteplan), die eine EURO-Norm-Staffelung an-
nimmt, geht sogar von einer Reduktion von bis zu 30"/o
aus und berechnet tür 2010 unter der Prämisse, dass sich
die Anzahl der Fahrten innerhalb der Umweltzone nicht
verändert, in besonders belasteten Straßenzügen NOz-Im-
missionen zwischen 35 und 44 pglm3. Der ab 2010 geltende
(irenzwerl von 40 pg/m3 ($ 3 Abs. 4 der 22. BImSchV)
würde danach im Stadtgebiet der Antragsgegnerin bis auf
die Bo.-Straße, die M-Straße und die G.-Straße eingehal-
ten werden können (vgl. Täbelle 6.3 S. 19). Dieser Unter-
suchung zufolge wären die von der Antragsgegnerin in der
Umweltzone angeordneten Fahrverbote ein geeignetes
Mittel zur dauerhalten Verminderung der NOz-Belastung
und auch erforderlich, um die Einhaltung des europa-
rechtlich vorgegebenen strikten Grenzwertes zumindest
weitestgehend zu gewährleisten. Da sich die Fahrverbote
streng am Verursacheranteil orientieren und die Antrags-
gegnerin darüber hinaus großzügige Ausnahmemöglich-
keiten eingeräumt hat, erscheinen sie der Kammer auch
nicht unverhältnismäßig.

Fraglich erscheint der Kammer aber, ob die dem Luft-
reinhalteplan der Antragsgegnerin zugrunde liegende Pro-
gnose des Ingenieurbüros L. auch dann Bestand haben
kann, wenn man die mit Partikelfilter nachgerüsteten Die-
selfahrzeuge in den Blick nimmt. Nach $ 6 Abs. 3 Nr. 2
bis 4 der erst zum 01.03.2007 in Kraft getretenen 35.
BImSchV die von der L.-Prognose vom Mai 2006 natur-
gemäß noch nicht berücksichtigt werden konnte, besteht
frir Dieselfahrzeuge ab EURO 2 nämlich die Möglichkeit,
durch den nachträglichen Einbau von Rußpartikelfiltern
in die nächstbessere Schadstoffklasse eingestuft zu wer-
den, ohne dass die strengeren Anforderungen der
nächstbesseren EURO-Norm erfüllt werden müssten.
Da der Verordnungsgeber mit dem Instrumentarium der
35. BImSchV insbesondere die Reduzierung zu hoher
Feinstaubbelastungen ermöglichen wollte (vgl. Begrün-
dung zur 35. BImSchV BR-Drs. 162106, S. 1 und 20), ist
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dicsc Ilochstulung nachgcrüstctcr l l icsellahrzcugc in dic
n i ichstbcsscrc Itrahrzcugkl assc k onscrl uent" I )c nn durch
den nachtr;iglichcn l:rintrau spczicIlcr ParlikclI ' i l tcl ki irt-
nen dic Partikclcmissioncn auf das Nivcau der nächstbcs-
sc rcn  [ : t iR ( ) -No rm gcsenk t  wc l c l cn .  I l i ns i ch t l i ch  c l c r
Partikelcmissionun bcstcht dann aircr kcin {-irund. bci-
sp ic lswcisc c in I ) icsc l iahrzc l rg nr i t  t r l  lR()  J  bcsscr  c lnzu-
stufcn als cin rnit Partikrrif ihcr n:rchgcriislctcs I)icsel-
fahrzcull mit Ei tR{l ?. I)cr l}cilrag bcidcr zur Fcinstaub-
bclastung ist vcrglcichtrar urtd iruch itri I l inblick auf rniig-
l iche Fahrvcrb*t* innefhalb einer lJmweltzonc wcrden
bcidc [ 'r ihlzcugc dann iolgcrichtig glcic:h hchandcll"

()b clie Gleichbehandlung eines nachgerüsteten Diesel-
lahrz*ugs mit cincm solchcn, das clic nächslhc:ssorr:
EtJtt()-Norrn crlüllt, auch hinsir-,htl ich dcr vr.rn bciclcn
Fahrzougtypen ausgc hcnrlcn N0:-f:lmissionen gurccht[cr-
tigt ist, kann dic Kammur bci surnmarischcr I 'rt i luug nichl
aulklären. lJenn hierzu linden sich unterschiedliclie wis-
senschaftl ichc Stcllungnahmcn.

Nach ciner I Jnlcrsuchung des Schwe izer F,rnpa-Institutes,
ühcr dic das Schwcizcr Fct'nschcn anr 26.02.?008 bcrich-
lc te (www.sl.tvlsf I lkasscnslurz), rt imtrt t der N( ):-Ausstol.J
bci l) icscll 'ahrzcugcr.r rnit Par tikclf i l tcr zii, wcil das inr Ka-
ta lysator  cntstchcncJc St ickste i l l i l iox i i l  dcr  I 'ar" t ikc l l i l rcr
lrci hrenne und dabei auch in die l,uft geratc. Das tlm-
wcllbundcsanrt gcht in cincr l 'üchlicltcn Stclluntr',nahrnc
vr-rm 01.09.2006 davon aus, dass sich durch dcn [: i inbau
cines ('R'FRußliltersystcms dcr N()z-Äntcil irn Ahqas
cincs lJusscrs vlrn 5%, aul 60'/" clhöht (www.untwcltl:un-

dcs:rrnt.delverkchr). Zu ühnlichcn Ergebnissen kommt
auch c inc IJntct 'suchunq dcs Ins l i tu ts  für  L incrg ier-  unt i
{Inrwcltforschung Hc. vom 31.1 0.2007 (www.ifeu.delvcr-
kchrundurnwcl t ) .  Auuh nach d icscr  t . ln lcrsuchung crhoht
dcr l l inbnu von [ ' iutikclf i l tcrn siunil ikant dcn NO:-Antcil
im Abgas.
'Iiellon 

diesc wisscnschafilichen Aussagcn zu, Lreslohl aus
Sicht der Kammer die {iefahr, dass die in eler [-"-Progn(]sf
v()rausgcsagtc positive Entwicklung dcr NOz-Ilmissirxrcn
bis 2010 durch die Ausnahmeregelungen der 35. BlmSchV
fiir nachgcrüstete I)ies*lfahrzeugc nicht nur nicht cintritt.
sondern sich im (iegenleil sog,ar ins Ncgative verkchren
könnl.e. Dann ab*r könnte die F,inrichtung einer Iirnwelt-
zonc mit nüch clcr -1-5. lJImSchV gestall'cltcu ['ithrvcrbotcn
nicht geeignet sein" clie zu hohtr NOz-flelastung irn Stadtge-
bict dcr Antragsgcgncrin elaucrll;rf t zu vcrmindcrn. Zuelem
wi.irden von dcn I'i'ahrvertrotcn miI clen nachgcrüstelen l)ic-
sclfahrzeugen geracle die Fatrrzeugc mit bcsondcrs hohcn
NOz-Bmissioncn ausgenurlürcn. clic ltcgelung würclc mil
dem Grundsaiz des $ 47 Abs.4 Satz i l l lmSchG, dass MalS-

nahrncn cntsprcchcni-i dem V'crursachi-,r:rntciI an alle l:imit-
tLrnlcn zu l ic:hlcn sind, nicht mchr zu vercinhar,:n scin"

llur Annahme. dass nachträglicir einge bautc lrartikclfilte r
de n N():-Antcil im Abgas signil ikant erhöhen. widerspre-
chenjccloch die l-rgubnisse t-riner votr ADA(l durchg,c-
führten i. intersuchung clerzeit erhältl ichcr hiachrüst-
partikcll i l{er' (www.adac.i. lc/Au l.o Motorracl/l I mwcl t )" I)a-
nactr fiihren z.B. Nachrüsls,vsleme Lier getesteten Marken
I I.lS,'lwin'li:c uncl l.l.cmus sowic VW-{ )riginallilter. die hin-
ter einen vorhantlenen Oxir.latitxrsti l tcr cingcbaut werdcn,
nicht zu einer Erhöhung dcr N{lz-}-missioncn. sondern sie
sollcn einc N()z-Mindcrung von "tr{) '/o gcgenül-rer clern Se-
rienstancl ri arstr:llcn.

I ) icscn Fragcnkomplcx kann d ic  Kammcl  i ru  sumnrar i -
schcn Veriahrcn nach d*n ihr derzcit vorlicgcnden gul-
i: lchtcrl ichcn SlellLrngnahrncn nicht aulkli ircn: dics muss
clcrn f{auplsachcverfahrcn vorhchaltcn hlcitrcn, wcil an
dic l ' t l icht zur Sachverhaltsaufklärung im vr-rrläufigcn
Ilcchtsschulzvcr{'ahrcn gcringcrc Anlordcrungcn gcstcllt
wcrdcn als irrr Haupt;acheverlahren.

2.  Sind d ic  Lrr l i l l t tsaussichtcn im l lauplsuchcver l 'ahrcn
sr:mit als o{fen zu beurtoilcn, überrviegt das ülfcntUchc
Intcrcssc än dcr sti lortitcn I)urchsclzung cier Fahrverirotc
in dcr' Urnrvellzonc das privalc InteressLr des Antragstel-
lers ciaran. v*n cicn I':olgen dicscr lhhrverbotsregelung vor-
erst vcrschonl zu bie iben. l)cnn der An{rap"stcllcr ist von
den angeorclneten l,'ahrverboten derzeit. nur im ge ringcn
MalSc brjlrol ' lbn, wcil vicr se incr I)icscltransllortor die tJm-
rvcllzonc noeh bis l-nde 20011 be lahrcn ilürir:n. l:is ist dcrrt
Antragstcllcr zuzumutcn, scine n Llctricb l 'ür die I)auer des
tr lauptsachcvcrfahrcns so zu strukturicren. dass cr scirtc in
der Llmweltzonc ansiissige n Kunden mil den vier gelb ge-
kennzr:ichnetcr.r ' l i i inspor"tcrn anl'ührt und die beiden rot
gckcnnzciuhnctcn Itrhrzcuge [ür die Kundcn außcrhal[-r
der { lmwcltzonc cinsctzt. Sollte dicsc [.] mstr"ukturierung
nichl vollstünr"l ig miigliclt scin, trcstcirt dic M0glichkcit,
einr; Ausnahmebewill igung zu heantrngen, die hei gc-
wcrtrl icir gclrutzttrn l ' irhrze ugt:n I 'ahrlon von jährlich bis zu
2.{l(.1{l km inncrhalb cicr l.irnwr;ltzonc criaubt. l)ic Kammer
hli l l" cs ctrcnfalls l t ir zum utlrar, dass clcr Antragstelicr e incr
mit r"ler Ausnatimcbe wil l igung ve rbumdcncn Ii 'ahrtenbuch-
aufiage bis zu einer Entscheidung irn Ilauptsacheverfah-
rcn nachkornmcn müsstc. Dies gilt urnso mr:hr, :rls die
Kammer beabsichtigt, das l{auptsachevcrfairren im I':e-
trruar, spiitcstcns Miirz 2(X){l zu cntschcidcn. I}ci cincm
dcnr Arrlragslcllcr giinstigcn Ausgang r,lcs I '  Iauptsachcvcr-
iahrens bleibt es ihm unbenommen, einen Abänderungs-
; l r t rag nach $ 80 Abs.  7 Vw( i (  )  zu stc l lcn.

(Dte Entscheidung ist nach ntcht rechrskr,äflrgj
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Zwei gültige EU-Führerscheine
Das geltende EU-Recht verbietet nicht, dass ein Angehöriger eines Mitgliedsstaates
zwei gültige Führerscheine gleichzeitig besitzt, deren eiler ein EG-Ftihrerschein und
deren anderer ein von einem anderrn Mitgli"drstaat ausgesteff tei nUfrierrchrin isi, wenn
beide. vor dem Beitritt des zuletzt genannten Staates zur Europäischen Union

., erworben wurden. : ' :-r' i

Die Artikel 1 und I Abs. 2 und 4 der Richtlinie 9U439 in der durch die Verordmng.Num-
mer 188?2003 geä:rderten Fassung verwehren es €.inem ffiigU*asstuat nicht, die Anerköfinüg,gat
Rec.hts zum Ftihrßn von Kfz abzulehnen, gas sich aus einer Fahrerlaubnis ergibt, die ein aqdErer Staat

vorse.inepBeitrittzurUnion(hier;Österreich}.ärteilhat,wenndiese:.k6Ig1s
FafreitauU*s erteilt wurde, die der zuerst genannte Mitgliedsstaat erteilt hat, in dgm diese zweita
Fahrcrlaubnis wegen Nichteignqng ihres Inhabers zum Führen von Kfz entzogen wurde. Dass diese

Ab,lehnundBactAblauf der mit der Entziehung verbundenen Spen&ist füi die,Nduörieüung einer Fahreilaubnis erfolgt,
ist insoweit ohne Bedeutune,

EU6H * C 321/07 - @,qA ?0Ü9, .191)

Differenzbesteueftes Ersatzfahrzeug
Der Geschädigte, der bei AnschatTung eines differenzbe-
steuerten Fahrzeugs nicht vorsteuerabzugsberechtigt ist,
ist im Hinblick auf seine Schadenminderungspflicht nicht
gehalten, sich ausschließlich nach einem regelbestcuerten
Fahrzeug umzusehen und ein solches zu erwerben, um zur
Entlastung des Schädigers die Vorsteuerabzugsberechti-
gung geltend machen zu können, wenn auf dem maßgeb-
lichen Markt vergleichbare Fahrzeuge nur zu 30 Prozent
regelbesteuert angeboten werden.

BGH VIZR 245/07 - UersR 2009, 516)

Zahlunq und Anerkenntnis
t: ::: t::t

oi" r$iu"ialilose Zahlung einer Rechnun g rechtfertigt
fi,ir sich senommen weder die Annahme eines deklarato-
rischejn ioch eine$,,tatsächliihen" Anerkenntnisses der
beglichenen Fordelung.

Die in $ 476 BGB vorgesehene Beweislastumkehr findet
bei allen Ansortlchen zwischen einem Verbraucher und
. - - .

einem Unternehmer Anwendung, bei denen es im Zu-
sammenhang mit der Durchsetzung von Sachmängelge-
währJeistungsrechten des Verbrauchers darauf ankommt,
ob die verkaufte Sache bei Gefahrübergang mangelhaft
war. Das silt auch dann.wenn das Bestehen eines Mangels
bei Gefah'rubergang Vorfrage ftir andere Anspruche iit.

BGH VilIZR 265/07 - Qf, 2009, 276)'  '  .  , ,  " ;

Anwaltshaftung

Unterlässt es der Berufungsanwalt, auf ein die Rechtsauf-
fassung seines Mandanten stützendes Urteil des Ilundes-
gerichtshofs hinzuweisen, und verliert der Mandant deshalb
den Prozess, wird der Zurechnungszusammenhang zwi-

in ruueitCr: lnstänt

.

schen dem Anwaltsfehler und dem dadurch entstandenen
Schaden nicht deshalb unterbrochen,weil auch das Gericht
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs übersehen hat.

BGH - lX ZR 179/07 - QfS 2009, 255 mit Anmerkung von
R|OLG Heinz DiehL Frankfurt am Main)

Die erstmals im Berufungsrechts2ug erhobene Verjäh-
rungseinrede ist unabhängig von den Voraussetzunget des
$ 531 Abs. 2Sav,1 Nr, 1-3 ZPO zwulassen, wenu die Er-
hebung der Verjährungseinrede und die den Verjährungs-
eintritt begriindenden tatsächlichen Umstände zwischen
den Prozessparteien unstreitig sind.

I . .:::.aa.a.:a::a- . 
: :j... 

.a: r, | : ::.:.: ::::::.::: :

scH:,öSC 1y : y6 20Q9, ,.66) ', ,'t:', 
"1.;,..';',;',.

Tschech ischer Führerschei n
Ergibt sich aus einem Führerschein, der in einem anderen
Mitgliedsstaat der EG ausgestellt worden ist, dass der In-
haber, dessen Fahrerlaubnis in der Bundesrepublik
Deutschland wegen einer Straftat im Zusammenhang mit
dem Führen eines Kfz entzogen worden ist, seinen Wohn-
sitz bei Erteilung der Fahrerlaubnis nicht im Aussteller-
mitgliedsstaat hatte, sind die hiesigen Behörden bei
fortbestehenden Eignungszweifeln nicht nach Art. 1 Abs.
2 der Richtlinie 91l4391EWG verpflichtet, die Fahrerlaub-
nis im Inland anzuerkennen.

BGH lll ZR 212/07 - (Vers? 2009, 396)

Rücktrittsrecht wegen Montagsauto?
Werden bei einem am 16.04.2005 libergebenen Wohnwa-
gen diverse bis zum Sommer 2005 aufgetretene Mängel
mitAusnahme dei Undichtigkeit des Vorzeltes durch eine
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Rcparatur im Scplemher 20CI5 endgültig atrgestellt, so
rcchtl"crtigt cinc im Herhst ?006 nach l.icfcrung cines
ne ucn Yrrrzelles erneut aullrctende I-Jndichtigkeit einen
Rücktritt vom Vertrag auch dann nicht, wenn *s im Herbst
2006 aufJcrdcm zu einem einmaligcn Wasscrcinbruch des
I)achfcnstsrs kommt.

I)iese Mängel erreichen sowohl in ihrerAr:zahl als auch hin-
sichtlich der zeitlichen Komponenle nicht die Anforderun-
gen, die von der Rechtsprechung an die Feststellung einer
generellen Mangelanfälligkeit des Fbhrzeugs gestellt werclen.

OtG Rostock - 1 U 65108 - (DAR 2009, 2A4)

Standzeit bei Gebrauchtwagen
( )b beim ( icbrauchtwagcnvcrkau l" c in Sachmangol dcs I'ahr-
zeugs n;rch $ 434 I 2 l{r.2 BGR wegen einer nichl ofl"cn ge-
leglen Abwcichung zwischutt IIe rstcllungsclalum unci
l:rslzulassung vnrliegt, muss - suwcit es sich nichl um *inen
.Iahrcswagen, sondern um cin hurcits älleres Firhrzeug iran-
dclt '' im l:ineelfall untur l]criicksichtigung tles ]rahrze ugal-
tcr-s, inshesondere der lJincr sciner Zulassung im Verkchr.
lrcstirnmt wcrdcn. l]cim Vcrkauf cincs r:a" zwci .fa]irc und
ne un Monate bereits zugclasscnem Clabrios mit einem km-
Slanrj vtxr l(.).-5()0 ist einc Stancizcit. von 14 Monalcn;rwischer.l
IIerstellungsdatum und Lirstzutrassung noch kein Mangel.

AIG Sr:hleswig ) U .39/A/ - @AR 2üü9, 208)

I nternet-Restwertangebot
Der Geschädigte kann jedenfalls clann gehalten sein. cinen
Sandermarkt für Restwertau{käufer im Internet in An-
spruch zu nehmen, wenn ihm solche Angebote sofort risi-
kalos zugriffsfähig vorliegen und daraus die Verpflichtung
zur kostenlosen Abholung des Fahrzeugs durch dnn Käu-
Ier ersichtlich ist. Ein solches Angebot ist auch dann in-
halt l ich akzeptahel.  wenn es nicht aust l rückl ich die
Zahlungsmodaliläten lbsthäl1.

Ol6 Hamm, 9 U 48/08 * {NZV 2009, t8})

Umsatzsteuerersätz bei Kaskoschaden
Dcr Vcrsichcrcr tri igt in scinen Vcrsichct uttSlshcdingungcn
dcm Tiansparenzg*hol hinrcichcnd Rcchnung, wt:nn er
dort rcgclt, class die I Jmsatzstcucr von ihrn nul zu crsctzcn
ist, wenn und sowcit. sic tatsächlich angulallcn ist. Dahei
spiclt cs kcinc Rollc, dass irn Schaclcnsrccht Ersalz für
l lrutLowicrJcrbcschal lungskoslcn dan n vcrlattgl. wcrilcrt
kann, rvcnn sie bei e inem Erwcrtr von cinern Privaten dem
llctrag nach angclallcn sind. Auch in solchr:n l i; i l lcn kann
also dcr Kaskoversicherr:i' seinc [,cistung aul die Wieder-
hcrstcllungskosten cxklusivc {.Jmsalzstcucr beschrünkcn.

OLG Saarbrücken * 5 U 218108-36 - (DAR 2009, 205
mit zustimmender Anmerkung flA Michael Fitz, Koln)

Marktpreisspiegel des Fraunhofer lnstituts
I )as ( ier icht kann dic i rngcrncssonc I tr( ihc der Mictwit-
gcnkc.rstcn gcm" | 287 7P0 ultcr lleranziehung der hin-
rcichcnd zci tnühcn IJntorsuchungscrgcbnissc dcs
fjraunholcr lnstituts schützcn und. sowcit dicsc IJnlcrsu-
chungscrgchnissc nicht konkrct angcgrii{cn wcrden. von
dcr [r" i r rholurg cincs Sachvu'r 's[ i indigcngul.achtcns zLrr
Schadcnhtihe absehen.

I hürinqer OLG 1 LJ I 55/07 - (NZV 2A09, 181)

Versicherungsregress bei 0,7 Promille
Der Versicherungsnehmer kann nicht (mchr) auf Fest-
stellung bedingungsgemäf3en K-Haftpflichtvcrsicherungs-
schutzes klagen, wcnn hcrcits dcr Versicherer Klage auf
I .c is lung dcs Rcgrcsshöchsthctragcs crhohcn hat und un-
streitig ist, dass im (ibrigcn für dcn Schadenfall Deckung
gcwährt wird.

Clrcb fahrlässige Verursachung des Versicherungsfalls lieg1
vor, wenn der Versicherungsnehmer mit 0,7 Promille in
eine wenig übcrsichtliche bevorrechtigte Straße einbiegt
und dort mit einem Kfz kollidierl, das die zulässige
tlöchstgeschwindigkeit beachtet" Ein nüchterner Fahrer
hätle sich bei iler eingeschränkten Sicht anders verhalten,

OLG Saarbrürken * 5 U 698105-lü2 (r+s 2AA9, 138)

Verfahrensdäuer und Kompensätion
Liinc rcchtsstairlswitlr igc Vclfahrensvrrlzirgerung kann
auch aul'r lcn l lcstand, dic Dauer oder die konkretc Aus-
gcstal t unp- ein es buLf trlclt lrcuh l l ichcn Fahrvcrbots Auswir-
kungcn hilbcn. f:-.in Wcglall des ljahrverLrots komrnt jedoch

nicht in Iletracht, wcnn zum I h'tci lsae itpunkt (0-5"{)4.2007)

c in Zci t raunr  von l3 Monalcn sc i t  dcr  
' l i r tbcgchung

{29.fJ3.2006) verstrichcn war und keinc sonstigen treson-
c lcrs bc lastcndcn I Imst i indc c inc Abkürzung odcr  dcn
Wcgfall dcs verwirklcn f ahrvcrbots gcbieten.

OIG Bamlsertt 3 Ss OWI 3386/08 - (ZfS 2009, )2{') mit
ablehnender Anmerkung vrsn Dr. Hans Jürgen Bade)

Mietwagenkosten
Es ist  Sachc dcs (  icschädigtcn darzutun. dass dic angcfal-
lencn Mietwagcnkosten ortsüblich und angemessen
warsn" Dies beinhaltet eine llegründung dafür. weshalb
das Fahrzcug nicht zum Normaltarif angemictct wurdc
und wcshalb dic Leistung von Sicherheiten nicht möglich
war" Ifie Anmietung cincs lirsaizfahrzeugs zum IJnfailer-
satztarif kann auch deshalb nicht crfordcrlich sein, wcil
die Anrnietung an einem liarnstag erfolgte, nicht unauf-
schichhar war un<l die Anmietuns auch sonst ohne Zeit-
druck crtiolgtc"

LG Frankfurt a.M. -' 2-01 S 3t /A8 - (NZV 2009, 180)
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